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Die Politiker behaupten, dass man mit
durchschnittlichen 4.200 Mark Bruttover-
dienst pro Arbeitnehmer locker über die
Runden kommen könnte. Selbst ein Sozial-
hilfesatz von 1.858 Mark im Monat für
einen Alleinstehenden mit einem Kind soll
zum Leben reichen. Anders sieht das of-
fenbar die Berliner CDU-Abgeordnete Ve-
rena Butalikakis. Mit der Begründung, mit
5.600 Mark brutto plus 1.300 Mark Ko-
stenpauschale monatlich unmöglich aus-
kommen zu können, hat Frau Butalikakis
im Mai ihr Abgeordnetenhaus-Mandat zu-
rückgegeben.

Aron Amm

Während die Politiker sich ihre Diäten re-
gelmäßig erhöhen, die großen Aktionäre mit
ihren Dividenden von Rekord zu Rekord ei-
len und Schröder sich als „Kanzler des Auf-
schwungs“ feiern lassen möchte, wird bei
uns an allen Ecken und Enden gekürzt: Ben-
zinpreisexplosion, Studiengebühren, Privati-
sierungen, magere Lohnrunden, Sparmaß-
nahmen im Gesundheitswesen, Rentenre-
form... Allein die Rentenpläne der rot-grünen
Bundesregierung werden jeden von uns mo-
natlich mehr als hundert Mark kosten. Vier
Prozent vom Bruttoeinkommen soll in die
private Vorsorge gezahlt werden. Das sind

bei 3.000 Mark brutto 120 Mark, bei 4.000
Mark 160 Mark.

Wir leben in einer Klassengesellschaft. Auf
der einen Seite die Klasse der Kapitalisten,
derjenigen, die das Geld, das Kapital haben,
denen die Banken, die Fabriken gehören.
Auf der anderen Seite die arbeitende Bevöl-
kerung - alle diejenigen, denen nichts bleibt
als ihre Arbeitskraft, die sie auf dem Markt
verkaufen müssen. Eines muss man den
Herrschenden lassen: sie setzen sich mit al-
len Mitteln für ihre Klasseninteressen ein.
Davon kann bei der Gewerkschaftsführung
heute nicht die Rede sein: ob die diesjähri-
gen Tarifrunden, bei denen die Kampfkraft
nicht genutzt wurde, oder der Vorschlag
vom DGB-Vorsitzenden Schulte, über die 50-
Stunden-Woche nachzudenken.

Der Klassenkampf verläuft derzeit einsei-
tig. Auch auf der politischen Ebene haben
die Stihls und Hundts leichtes Spiel. Rot-
grün hat den Ehrgeiz, die Umverteilungspo-
litik der Kohlregierung noch in den Schatten
zu stellen. Bei der Tarifrunde im öffentlichen
Dienst wollte die SPD mit der harten Linie
von Innenminister Schily ihre Verlässlichkeit
für die Arbeitgeber demonstrieren. Leider ist
auch von der PDS nicht viel zu erwarten.
Der sächsische PDS-Chef Peter Porsch hielt
kürzlich eine hundertprozentige Anglei-

chung der Ost-Tarife an das Westniveau
nicht für möglich. Eine einheitliche Bezah-
lung im öffentlichen Dienst würde ange-
sichts der leeren Kassen nur auf einem Ni-
veau denkbar sein, indem die Gehälter der
westdeutschen Beschäftigten auf etwa 97
Prozent gekürzt würden (Berliner Zeitung
vom 8.6.00).

Mit dem Gerede vom „Gürtel enger
schnallen“ muss Schluss sein. Wir sind be-
reits am letzten Gürtelloch angelangt. Da-
mit wir uns erfolgreich gegen den sozialen
Kahlschlag zur Wehr setzen können, ist es
höchste Zeit, eine entschlossene Opposition
in den Gewerkschaften aufzubauen. Die
SAV unterstützt die „Gewerkschaftslinke“
und das „Netzwerk für eine kämpferische
und demokratische ÖTV“. Aus den Ge-
werkschaften müssen wieder Kampforgani-
sationen werden. Darüber hinaus ist der
Aufbau einer neuen Arbeiterpartei das Ge-
bot der Stunde. Die Reichen und Superrei-
chen haben viele Parteien, die für ihre In-
teressen eintreten. ArbeiterInnen, Arbeitslo-
se und Jugendliche haben keine eigene Par-
tei. Wir brauchen Organisationen, die nicht
auf bessere Zeiten warten, sondern den
Kampf aufnehmen gegen die Offensive des
Kapitals. Genau das hat sich die SAV auf
die Fahnen geschrieben. n

Privater Reichtum -
öffentliche Armut:
n Nach der Rover-Pleite muss BMW

in München und drei weiteren
Städten in Bayern zum „Aus-
gleich“ keine müde Mark Gewer-
besteuer mehr zahlen. BMW spart
mindestens eine halbe Milliarde
Mark dabei. Dabei betrug die Ge-
winnrücklage des Konzerns 1998
noch 7 Milliarden Mark. (junge
welt vom 16.5.00)

n Bei einem 1999 erzielten Rekord-
gewinn von 21,5 Milliarden Be-
triebsgewinn bezahlt DaimlerCh-
rysler keinen Pfennig Ertragssteu-
ern. (direkt 1/ 2000)

n Durch legale Steuerschlupflöcher
verlieren die Finanzämter jährlich
130 Milliarden Mark, durch illega-
le Steuerhinterziehung 190 Milliar-
den. (metall 10/99)

n Wäre der Anteil der Unternehmens-
steuern am gesamten Steuerauf-
kommen noch so hoch wie 1980,
wären jährlich 100 Milliarden Mark
mehr in den Staatskassen. (WSI)

Rentenreform, Studiengebühren, magere Lohnrunden...

Schluss mit der
Abzockerei!
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Weltoffen – so will sich Deutschland mit
der Expo präsentieren. Gleichzeitig laufen
in Deutschland die Abschiebungen von
Flüchtlingen in Folterstaaten wie die Türkei
weiter. Das ist nur einer der Widersprüche
zwischen Anspruch und Wirklichkeit im
Land der Weltausstellung. Tolerant wolle
man sich der Welt darstellen. Aber in der
Expo-Stadt Hannover werden arme Men-
schen mit rigiden Polizeigesetzen aus der
Innenstadt ferngehalten. Jugendliche, die
am Tag der Eröffnung gegen die Expo de-
monstriert hatte wurden festgenommen
und über Nacht in zu Käfigen umgebauten,
unbestuhlten und ungeheizten Garagen
eingepfercht.

Der Bremer Bürgermeister Henning
Scherf tönte, auf dieser Weltausstellung
präsentiere sich das neue, wiedervereinigte
Deutschland „ohne Nationalismus, ohne
Militär“. Doch zur selben Zeit beschloss
die Bundesregierung, in den kommenden
Jahren 20 Milliarden für neue Waffen aus-
zugeben.

Als ein Land von „Fröhlichkeit“ will
Deutschland den Expo-BesucherInnen in
Erinnerung bleiben. Statt Fröhlichkeit ist
aber Profitgier angesagt: Das fängt mit
den hohen Eintrittspreisen an und hört
beim Preis von 7,50 Mark für den Verzehr
einer Bratwurst auf dem Ausstellungsge-
lände noch nicht auf. Auch wer gar nichts
mit der Expo am Hut hat, bekommt sie
trotzdem zu spüren: Die Bahn erklärte kur-
zerhand das „Schöne-Wochenendticket“
im Großraum Hannover für ungültig. Im
Widerspruch zur jahrelangen Jubelpropa-
ganda über den angeblichen Kassenschla-
ger Expo stehen die tiefen Löcher, die die
Expo in die öffentlichen Kassen reißen
wird: Selbst bei einer Besucherzahl von
150.000 pro Tag käme immer noch  am
Ende ein Defizit von über eine Milliarde
Mark heraus. Das wird dann der breiten
Masse der Bevölkerung in Form weiterer
Kürzungen aufgebrummt.

Die Weltausstellung ist aber auch in an-

derer, umfassender Hinsicht ein großer
Bluff: Auf der Grundlage der Weiterent-
wicklung von Computer- und Internet-
Technologie werden Visionen einer schö-
nen Zukunft vorgestellt. Doch hier könnte
der Widerspruch zwischen Möglichkeiten
und Wirklichkeit schon heute kaum größer
sein. Im Zeitalter der Kommunikations-
Technologie haben 72 Prozent der Welt-
bevölkerung noch nie in ihrem Leben ei-
nen Telefonanruf getätigt. Im Zeitalter der
Informations-Technologie leben eine Mil-
liarde Menschen als Analphabeten.

Jeden Tag werden neue Maschinen ent-
wickelt, die uns das Leben angenehmer
machen könnten. Stattdessen sollen wir
sogar noch schneller arbeiten, oder wir
werden arbeitslos und arm. Statt von Tag
zu Tag leichter zu werden wird das Leben
schwerer. Und es wird gefährlicher. Auf
der Expo werben Politik und Wirtschaft
auch für die Gen-Technik. Da lohnt es
sich vielleicht daran zu erinnern, dass bei
der ersten Weltausstellung nach dem
2.Weltkrieg, 1958 in Brüssel, ein zentra-
les Thema die Kerntechnik war. „Bilanz
der Welt – für eine menschlichere Welt“
war das Motto der Ausstellung damals.
Heute drohen den Menschen durch
Atomkraftwerke und Strahlenmüll unkal-
kulierbare Gefahren.

Der Widerspruch zwischen dem schönen
Schein und der harten Wirklichkeit, dem
man im Zusammenhang mit der Weltaus-
stellung Expo ständig begegnet, ist nicht
zuletzt Ausdruck des Widerspruches zwi-
schen den gewaltigen Möglichkeiten auf
der Grundlage moderner Technik und
den erbärmlichen Ergebnissen zu denen
das kapitalistische Profitsystem führt. Das
alles erinnert an einen Satz aus dem Film
„Eins, zwei, drei“ von Billy Wilder: „Der
Kapitalismus ist wie ein toter Hering im
Mondenschein: Er glänzt, aber er stinkt.“
Fazit: Nicht nur die Expo sondern auch
das ganze Profitsystem kann man in die
Tonne drücken.

Expo 2000
Toter Fisch im Mondschein

Bomben auf Belgrad
Am 23. März 1999 begann

die NATO einen 79 Tage dau-
ernden Krieg gegen Rest-Jugo-
slawien. In dieser Zeit flogen
Bomberverbände der NATO
15.000 Angriffe auf Ziele in
Serbien und im Kosovo. Erst-
mals seit dem zweiten Welt-
krieg beteiligten sich deutsche
Einheiten an einem Krieg.

Ein Jahr nach Kriegsende haben
sich alle Rechtfertigungsversuche
der rot-grünen Bundesregierung für
eine Kriegsbeteiligung als Lügen er-
wiesen. Den Hufeisenplan, der an-
geblich die generalstabsmäßige
Vertreibung der albanischen Bevöl-
kerungsmehrheit im Kosova vor-
sah, hat es nie gegeben. Er ist eine
Erfindung des Amerikanischen Ge-
heimdienstes. Die Verbrechen Mi-
losevics sollen hiermit nicht ge-
leugnet werden, aber es gab keine
Konzentrationslager und keine sy-
stematische Massenvernichtung
von Albanern, wie von Scharping
behauptet wurde.

Systematische
Propagandalügen

Vor und während des Krieges
sprachen deutsche und amerikani-
sche Regierungsstellen von 10.000
bis 100.000 Opfern unter den Ko-
sovo-Albanern, die Anzahl der tat-
sächlich ermittelten  Toten lag bis
November 1999 bei 2000. Alle
Vergleiche Milosevics mit Hitler
dienten der politischen Propagan-
da. Unter dem Vorwand, eine hu-
manitäre Katastrophe verhindern
zu wollen, wurde ein imperialisti-
scher Krieg geführt. Dahinter stan-
den die Interessen Amerikas und
der Staaten Europas, Ruhe auf
dem Balkan haben zu wollen,
selbst um den Preis, dass es sich
dabei um Friedhofsruhe handeln
würde. Gleichzeitig bot ihnen das
die Gelegenheit, ihren militärischen
Einfluss bis auf den Balkan auszu-
dehnen und einen Präzedenzfall
für Interventionen ohne den Segen

des Weltsicherheitsrates, also ohne
die imperialistischen Mitkonkur-
renten China und Russland, zu
schaffen.

Krieg – nie mehr ohne
Deutschland

Die Herrschenden in Deutsch-
land, die Großindustrie und ihre
politischen Marionetten in Berlin,
nutzten die Gelegenheit, um sich
an der Seite der USA als vollwerti-
ge imperialistische Macht aufzu-
schwingen und alle Einschränkun-
gen außenpolitischer Handlungsfä-
higkeit nach dem Zweiten Welt-
krieg abzuschütteln. Gleichzeitig
stellten der ehemalige Linke Fi-
scher seine politische Läuterung
zum Diener und willigen Werk-
zeug der  Kapitalisten unter Be-
weis.

Krieg gegen Zivilisten
Sowohl in den USA, als auch in

Deutschland gab es keinen Rück-
halt in der Bevölkerung für diesen
Krieg, aber auch kaum entschlos-
senen Widerstand dagegen. Das
hätte sich geändert, wenn auf Sei-
ten der Angreifer Opfer  zu bekla-
gen gewesen wären. Um das zu
vermeiden, beschränkten sich die
Angreifer auf feigen Luftterror, bei
dem zivile Ziele gleichberechtigt
neben militärischen angegriffen
wurden und Opfer an der Zivilbe-
völkerung in Kauf genommen wur-
den. Schätzungen sprechen von
5000 gefallenen serbischen Solda-
ten sowie 1500 getöteten Zivili-
sten. 57 Prozent der Treibstoffre-
serven des Landes wurden beschä-
digt oder vernichtet, fast alle wich-
tigen Straßen und Brücken wurden
bombardiert, mehrere Hunderttau-
send Arbeiter haben ihre Lebens-
grundlage verloren, weil ihre Fir-
men zerstört wurden, mehrere
Krankenhäuser wurden beschädigt
sowie die Schulen von etwa
100.000 Kindern wurden zerstört.
Wirtschaftliche Berechnungen er-

gaben, dass Jugoslawien 45 Jahre
brauchen wird, nur um zu dem
bescheidenen Wohlstand zurück-
zukehren, den das Land 1989
kannte.

Rückschlag für freies
Kosova

Während des Krieges unterstüt-
ze die UCK und die kosovo-alba-
nische Bevölkerung den Angriffs-
krieg der NATO gegen Jugoslawi-
en. Wir wiesen schon damals dar-
auf hin, dass auf den Krieg eine
dauerhafte Stationierung von
NATO-Einheiten im Kosova fol-
gen würde, die die Unabhängigkeit
des Kosova in weitere Ferne rük-
ken wird (VORAN 204, Wie wei-
ter auf dem Balkan?). Ebenso pro-
gnostizierten wir, dass nach
Kriegsende die verbleibenden Ser-
ben im Kosova zur unterdrückten
und verfolgten Minderheit wür-
den.

Heuchelei
Die NATO führte angeblich

Krieg, um Massen-Vertreibungen
zu verhindern. Seit Kriegsende
sind etwa 200.000 Serben und An-
gehörige anderer Minderheiten aus
dem Kosova vertrieben worden.
Die NATO vor Ort sieht tatenlos
zu. Von den 160.00 Kosova-
Flüchtlingen in Deutschland sind
inzwischen 30.000 in unsichere
Gebiete ausgewiesen worden, von
denen 692 zwangsweise abgescho-
ben wurden.

Den serbischen Soldaten, die
dem Aufruf der NATO zur Deser-
tion aus Milosevics Armee folg-
ten, wird bisher die Aufnahme in
westliche Ländern verweigert.

Welche Lehren hat die rot-grü-
ne Bundesregierung aus dem
Krieg gezogen? Sie bauen die
Bundeswehr für künftige Krieg-
seinsätze zu einer Interventi-
ons-Armee um.

Johannes Bauer, Köln

Leserbrief zum Artikel über das Betriebssystem Linux in
VORAN 215

Liebe Redaktion,
in ihrer letzten Ausgabe von Voran musste ich feststellen, dass Georg

Lohmeyer den Kapitalisten zumindest ein bisschen auf den Leim gegan-
gen ist. Zwar ist korrekt, dass die Organisation der Entwicklung von
Linux zeigt, was ohne die Bremse des Konkurrenzkampfes möglich ist.
Im Artikel klingt jedoch weiterhin an, dass eine Heerschaar von Program-
mierern auf der ganzen Welt vollkommen uneigennützig programmiert,
quasi mit sozialistischem Instinkt. In Wahrheit jedoch sprechen zwei
Fakten gegen diese These:

1. Der Großteil dieser Arbeit wird von MitarbeiterInnen von Serviceun-
ternehmen der Computerbranche geleistet. Diese werden genauso wie alle
ArbeiterInnen ausgebeutet von Unternehmern. Der Unterschied zu
Microsoft ist nur, dass diese Unternehmer durch die Konkurrenz zwi-
schen Softwareproduzenten nichts gewinnen, sondern nur Probleme
haben. Die Entwicklung und Distribution von Linux selbst steht also in
Konkurrenz zu Firmen wie Microsoft, Gewinner ist in jedem Fall ein
Kapitalist.

2. Die Installation und Bedienung von Linux setzt ein recht hohes
Wissen voraus. Die Entwickler wissen, dass nicht jeder darüber verfügt.
Ein System könnte auch vom Start weg trotz der anderen Art der
Entwicklung einfach sein. Andere, herkömmlich produzierte Systeme,
sind das zum Teil auch (z. B. Mac OS). Der Sinn davon kann also nur
sein, möglichst viele BenutzerInnen von vornherein auszuschließen. Na-
türlich will das Computer-Serviceunternehmen nicht, dass Kunden ihre
Probleme selbst lösen können.

Ich appelliere daher an die Voran-Redaktion, Linux in Zukunft nicht
mehr als Software-Vorhut des Sozialismus anzupreisen, denn ebenso
könnte man Werbung für Software-Serviceunternehmen machen. Tat-
sächlich kann diese Debatte aber in eine andere Richtung gelenkt werden.
Die Frage des Urheberrechts als Knebel aller Entwicklungen und Verbes-
serungen etwa oder die rasante Entwicklung in der Entwicklung von
Computertechnik als Garant für hohe Ausgaben, zu sehen als Subvention
für Hard- und Softwarefirmen.

Ich würde mich über zukünftige Debatten in diese Richtung sehr freuen.
Karl Baumann

Welche Farbe hat Strom?
Öko-Instituts Freiburg von
1995 existiert auf dem gegen-
wärtigen Stand der Technik in
Deutschland ein Energieeinspar-
potential von 50-80 Prozent.
Der restliche Energiebedarf
könnte perspektivisch durch er-
neuerbare Energieträger gedeckt
werden. In der Übergangszeit, in
denen die Möglichkeiten der er-
neuerbaren Energien technisch
noch nicht vollständig ausge-
schöpft werden können, kommt
es vor allem darauf an, bei der
Stromerzeugung die sogenannte
Kraft-Wärme-Kopplung (Nut-
zung der bei der Stromerzeu-
gung abfallenden Wärme als
Fernwärme) zu nutzen.

Im Zusammenhang mit der
Umstellung von kohlenstoffrei-
chen auf kohlenstoffarme Ener-
gieträger könnte man bei konse-
quentem Einsatz dieser Technik
eine CO

2
-Reduzierung von rund

1 Million t pro Jahr in der BRD
erreichen. Dafür wäre aber eine
starke Dezentralisierung not-
wendig. Die Kraft-Wärme-
Kopplung wird in sogenannten
Blockheizkraftwerken (BHKW)
in relativ kleinen, nah beim Ver-
braucher stehenden Einheiten
von 0,5 bis 10 Megawatt ange-
wendet, hierdurch kann der ein-
gesetzte Brennstoff um rund 25
Prozent besser ausgenutzt wer-
den. In ländlichen Gebieten bie-
tet sich die Nutzung von Bio-
masse an, an der Küste die
Wind- und Gezeitenenergie und
in städtischen Gebieten die Pho-
tovoltaik (Solarzellen).

Liberalisierung
verhindert Ökostrom

Genau diese notwendige De-
zentralisierung wird nun aber
durch die Liberalisierung der En-
ergiemärkte verhindert. Gerade
kleine Anbieter und kommunale
Stromerzeuger (90 Prozent aller

Immer mehr Stromanbieter
werben im hart umkämpften
Strommarkt mit sogenanntem
Ökostrom. Doch hierbei han-
delt es sich in aller Regel um
eine Mogelpackung. Durch
die Liberalisierung des Ener-
giemarktes mag der Strom
gelb werden, grün wird er auf
jeden Fall nicht!

So werben beispielsweise die
Bayernwerke mit Strom aus
Wasserkraft unter der Bezeich-
nung „aquapower“. Der Natur-
schutzbund Deutschland weist
jedoch daraufhin, dass ein Gros-
steil dieses Stroms aus den
Atomkraftwerken an Isar und
Donau stammen (Atomkraft-
werke werden ja auch mit Was-
ser gekühlt). Die großen Kon-
zerne haben kein Interesse an
einem ökologischen Umbau der
Energieversorgung. Sie sind vom
Gesetzgeber dazu verpflichtet
fünf Prozent des Stroms aus re-
generativen Quellen zu speisen,
dies versuchen sie beim ökolo-
gisch bewussten Verbraucher in
Rechnung zu stellen- mehr
nicht.

Ökologischer Umbau
der Energieversorgung

Dabei wäre alles so einfach.
Seit mindestens zehn Jahren lie-
gen Konzepte auf dem Tisch,
mit denen die Energieversorgung
in Deutschland umweltverträg-
lich umgestaltet werden könnte.
Diese Konzepte basieren im
wesentlichen auf drei Säulen:
Verminderung der Menge nach-
gefragter Energiedienstleistun-
gen (Energiesparen), Verminde-
rung der Energiezufuhr je Ener-
giedienstleistung (effiziente
Technologien) und Deckung der
verbleibenden Energienachfrage
über erneuerbare Energien
(Wind, Wasser, Sonne, Biomas-
se). Nach Berechnungen des

BHKW sind in kommunaler
Hand) werden nun niederkon-
kurriert oder aufgekauft. In
Deutschland wird erwartet, dass
sich die Zahl der Energieversor-
ger in den nächsten Jahren zu-
mindest halbieren wird. Durch
die aggressive Preispolitik der
Großkonzerne, bis jetzt im
Schnitt 20-30 Prozent Preis-
nachlässe, vor allem für Groß-
verbraucher, werden die dezen-
tralen Energien geschwächt.

Neue Monopole –
steigende Preise

Ist der Markt einmal bereinigt,
d.h. haben die großen Fische die

Kleinen gefressen, werden die
neuentstandenen, von nieman-
dem mehr kontrollierbaren, Mo-
nopole die Preise wieder anzie-
hen.

Wie die enorme, von keinem
bürgerlichen Politiker erwartete,
Nachfrage nach dem 100.000-
Solardächerprogramm der Bun-
desregierung gezeigt hat, ist der
Wunsch in der Bevölkerung
nach einer alternativen Energie-
versorgung groß. Sie wird aller-
dings gegenwärtig durch eine an
den Profitinteressen der Groß-
konzerne orientierten neolibera-
len Energiepolitik verhindert.

Lorenz Blume, Kassel

Für ermordete Zivilisten haben die Kriegstreiber das Wort
Kollateralschäden eingeführt.

Die „Liberalisierung“ der Strommärkte führt dazu, dass wenige
Mega-Konzerne noch mehr Macht bekommen

✍✍✍✍✍               Leserbrief
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Ihr da
oben ...Kasseler ÖTV macht mobil

Hände weg vom Klinikum!
gelika Teweleit sprach für das
„ÖTV-Netzwerk“ bei der Kund-
gebung: „Fast überall in Deutsch-
land sind Privatisierungen ge-
plant. Es ist an der Zeit ein klares
Zeichen zu setzen, mit einer brei-
ten Mobilisierung bis hin zum
bundesweiten Streik im öffentli-
chen Dienst.“ Für diese Aussage
gab es großen Beifall. Die Lokal-
presse berichtete über die Kund-
gebung: „Dass ausgerechnet eine
Gewerkschaft vor einem SPD-
Treffen demonstrierte, empfan-
den sowohl ÖTV-Geschäftsfüh-
rer Gerd Ledderhose als auch die
Vorsitzende des SPD-Unterbe-
zirks Kassel-Stadt Barbara Stol-
terfoht als ungewöhnlich. Als
Stolterfohlt sich allerdings mit
den Worten „Liebe Kolleginnen
und Kollegen“ an die Demon-
stranten wandte, erntete sie
„Geh-nach-Hause!“-Rufe und
schrille Pfiffe.“

Der nächste Höhepunkt unserer
Antiprivatisierungskampagne war
die 1. Mai Kundgebung. 200 Kol-
legInnen des Klinikums, nahmen
zum größten Teil in Dienstklei-
dung an der Demo teil.  Ich konn-
te für die Belegschaft eine Rede
halten. Meine Ankündigung,
„dass die Beschäftigten erst wie-
der Ruhe geben werden, wenn die
Verkaufspläne vom Tisch sind“,
wurde mit riesigem Applaus un-
terstützt.

Bei unserer Betriebsversamm-
lung am 18.5. nahmen 800 Kolle-
ginnen teil, soviel wie nie zuvor.
Normalerweise kommen 200 bis
250. Die Kolleginnen brachten ih-
ren Unmut in einer Fülle von
Wortmeldungen zum Ausdruck.
Es wurde sichtbar, dass die Beleg-
schaft voll hinter dem Betriebsrat
und der örtlichen ÖTV steht. Ein
Kollege schilderte eindrucksvoll,

Der ÖTV-Hauptvorstand
verteidigt nicht mehr das öf-
fentliche Eigentum. Die Ge-
werkschaftsführung versteht
sich bei Privatisierungen in-
zwischen als „Mitgestalter“.
Aber bei uns in Kassel, an der
Basis, läuft es anders rum.

Steffi Nitschke, Ver-
trauensleutesprecherin
Klinikum Kassel*

Unter dem Motto „Kein Ver-
spielen der Kasseler Gesund-
heitspolitik – Nein zum Verkauf
des Klinikum Kassel“ leisten
die Beschäftigten des Klinikum
Kassel und die örtliche ÖTV
Widerstand gegen die Pläne der
SPD-CDU-Stadtregierung, das
Klinikum zu verkaufen. Der
Stadtkämmerer und SPD-Politi-
ker Dr. Barthel wird in der loka-
len Presse mit den Worten zi-
tiert: „es gibt keine Tabus für
irgendeinen Bereich“ und „es
muss deutlich werden, die SPD
ist die treibende Kraft“.

Doch die Beschäftigten des
Klinikum sehen dies anders, für
sie ist ein Verkauf Tabu.

Unsere ÖTV-Betriebsgruppe
ist unverzüglich nach bekannt
werden der Verkaufspläne in die
Offensive gegangen. Mit Flugblät-
tern wurden Beschäftigte und die
Bevölkerung über die möglichen
Auswirkungen einer Privatisie-
rung aufgeklärt. Wir haben ange-
regt, dass die ÖTV eine Kundge-
bung vor der SPD-Unterbezirks-
bezirkskonferenz macht, auf der
der Antrag zur Privatisierung
städtischer Betriebe beschlossen
werden sollte. 200 Kolleginnen
und Kollegen beteiligten sich dar-
an. Mit aufgerufen zur Kundge-
bung hatten die PDS, die SAV
und das „ÖTV-Netzwerk“. An-

welche Ängste die Beschäftigten
haben und machte klar, dass es
weitere Aktionen geben muss.
Dies sehen auch die Vertrauens-
leute so, die superaktiv sind und
von denen sich jede Woche 15 zu
einem Aktionskomitee treffen,
um weitere Aktionen zu planen.

Durch unsere Flugblätter, Pla-
kate, Presseerklärungen und öf-
fentlichkeitswirksame Aktionen,
wie zum Beispiel wöchentliche
Infostände, haben wir es ge-
schafft, uns Unterstützung in der
Bevölkerung zu sichern.

Wir haben eine Protestkartenak-
tion durchgeführt, mit der die
Kasseler Stadtverordneten aufge-
fordert werden, dem Verkauf
nicht zuzustimmen. Dabei beka-
men wir auch Unterstützung aus
Kasseler Betrieben. So sammelten
allein KollegInnen der Kasseler
Sparkasse fast 300 Unterschriften
und auch KollegInnen von VW
Baunatal unterstützen die Pro-
testkartenaktion. Als wir die
Postkarten am 5. Juni dem Stadt-
rat übergaben, hatten wir über
4.000 zusammen. Die Beschäftig-
ten sind wild entschlossen, den
Kampf konsequent weiter zu
führen. Übrigens gemeinsam mit
75 neuen Gewerkschaftsmitglie-
dern, die seit dem Beginn der
Kampagne in die ÖTV eingetre-
ten sind.

Die Politiker bekommen jetzt
kalte Füße und die Chancen ste-
hen gut, dass der Stadtrat es nicht
wagt, den Klinikverkauf gegen
den massiven Widerstand von
Belegschaft und Bevölkerung
durchzuziehen. Unsere ÖTV Be-
triebsgruppe fordert jetzt vom
Stadtrat eine schriftliche Zusage,
dass das Klinikum nicht verkauft
wird.

Der Kampf gegen Privatisierung

hat insgesamt das Bewusstsein
geschärft, dass Gegenwehr not-
wendig und möglich ist. Das hatte
sich auch auf die Mobilisierung in
der Tarifrunde ausgewirkt. Beim
Warnstreik am 4.5. beteiligten
sich 200 Beschäftigte.

Unser Beispiel zeigt, was mög-

lich ist und erst recht, was mög-
lich wäre, wenn die ÖTV bundes-
weit einen entschlossenen Kampf
gegen Privatisierung führen wür-
de. Dafür werden wir weiter
Druck machen.

*Angabe der Funktion dient nur zur Kennt-
lichmachung der Person

Streikerfolg in Norwegen
Wer kämpft, kann gewinnen

Fliegende
Sandsäcke

Die Vereinigten Arabischen
Emirate haben für ihre Expo-
Präsentation mehrere tausend
Säcke original Wüstensand per
Flugzeug nach Hannover ein-
fliegen lassen. Ein bemerkens-
wertes Beispiel dafür, wie
ernst es den Welt-Ausstellern
mit dem Klimaschutz ist.

Leere Kassen?
Die öffentlichen Kassen sind

angeblich immer  leer – außer
manchmal:  Im Mai beschloss
der Verteidigungsausschuss des
Bundestages nämlich die An-
schaffung von 134 neuen Mili-
tärhubschraubern. Kosten-
punkt: 6,8 Milliarden DM. Die
SPD-Grüne-Regierung will dar-
über hinaus 12 Milliarden DM
für den Kauf von Großraum-
flugzeugen ausgeben, um zu-
künftig schneller Bundeswehr-
soldaten zu Einsätzen in aller
Welt transportieren zu können.
Eine weitere Milliarde fließt in
die Entwicklung eines Spiona-
ge-Satelliten. Mit dem Geld
könnte man auch  marode
Schulgebäude sanieren, Kinder-
gärten und -horte bauen und
noch viele weitere nützliche
Dinge tun. Vielleicht kommt es
bei den Ausgaben nur auf die
Reihenfolge an.

Vorteil Euro?
Mit der Einführung des Euro

im bargeldlosen Zahlungsver-
kehr gibt es technisch keinen
Unterschied mehr zwischen ei-
ner Inlands- und einer Aus-
landsüberweisung in eines der
elf Euro-Länder. Doch die
Bankgebühren für Auslands-
überweisungen, besonders bei
kleineren Summen, bleiben
hoch. Für die Überweisung
von 100 Euro (195,58 DM)
kassieren deutsche Banken im
Durchschnitt 13,78 Euro
(26,95 DM). (KStA, 24.5.00)

Sozialdetektive
Etliche Gemeinden schicken

inzwischen „Sozialdetektive
auf Schnüffeltour, um den ach
so dramatischen Missbrauch
von Sozialleistungen zu be-
kämpfen. Dazu ein paar Zah-
len: nach Erhebungen des Stati-
stischen Bundesamtes beträgt
der zu Unrecht bezogene Teil 2
Prozent der Gesamtausgaben.
Das entspricht 283 Millionen
Mark im Jahr. Aus Unkenntnis
oder Scham verzichten aber
arme Menschen auf jährlich 4,5
Milliarden DM an Leistungen.
Gleichzeitig entgehen dem
Staat durch Steuervermeidung
und –hinterziehung insbeson-
dere von reichen Einkommens-
steuerpflichtigen jährlich 130
Milliarden Mark. Vorschlag:
Statt Sozialschnüffler in die
Wohnungen der Sozialhilfe-
empfänger zu schicken, sollten
städtische MitarbeiterInnen
Bedürftige über ihre Rechte
aufklären. Die „Sozialdetekti-
ve“ könnten  sich mal ein we-
nig in den Villen der Millionäre
umsehen und prüfen ob sie
wirklich so arm sind, wie sie es
bei ihren Steuerzahlungen weis-
machen wollen. (Zahlen aus:
„Sozialcourage Special“)

„Ihr müsst einsehen, dass
nicht jeder Tag Weihnachts-
abend ist“. Mit diesen Wor-
ten versuchte der Vorsitzende
des norwegischen Gewerk-
schaftsdachverbands LO die
Gewerkschaftsbasis zur An-
nahme eines Verhandlungs-
ergebnisses für die Privat-
wirtschaft zu bewegen.

Doch die ArbeiterInnen hatten
die Schnauze voll und wollten
mehr. Einige kämpferische Ge-
werkschaftsfunktionäre riefen
dazu auf, das Ergebnis abzuleh-
nen. Ausgehend davon entwik-
kelte sich eine erfolgreiche
„Nein“-Kampagne. In einer Ur-
abstimmung Anfang Mai lehn-
ten 64,3 Prozent das Ergebnis
ab und zwangen damit die Ge-
werkschaftsführung zum Streik
aufzurufen. 6 Tage lang beteilig-

ten sich 95.000 Beschäftigte der
Privatwirtschaft an dem Aus-
stand.

Ein Massenstreik – Norwegen
hat nur 4,4 Millionen Einwoh-
ner. Der Streik kostete die Bos-
se täglich 109 Millionen Mark.
Mehr als 2.000 Unternehmen
mussten ihre Produktion vor-
übergehend einschränken oder
unterbrechen. Öltanker konnten
nicht beladen werden, Hotels
blieben geschlossen, Fähren fuh-
ren nicht, Fische konnten nicht
exportiert werden. Die Bevölke-
rung stand voll hinter dem
Streik. Der Ausstand der Druk-
ker hinderte die Bosse daran
ihre übliche Propaganda gegen
den Streik zu verbreiten. Wenige
Stunden bevor der Streik auf alle
200.000 Beschäftigte des Ge-
werkschaftsdachverbands LO
ausgedehnt werden sollte, bes-

serten die Unternehmer ihr An-
gebot kräftig auf. Durch diesen
6-tägigen Streik wurde das ur-
sprüngliche Verhandlungsergeb-
nis in allen Punkten weit über-
troffen. Statt 0,75 Kronen Stun-
denlohnerhöhung, hat der Streik
für eine Erhöhung um 1,5 Kro-
nen gesorgt, d. h. die Lohnerhö-
hung hat sich durch den Streik
verdoppelt. Niedriglohngruppen
erhalten eine zusätzliche Erhö-
hung von 1,5 Kronen. Es wur-
den 2 Tage mehr Urlaub in die-
sem Jahr und weitere 2 im näch-
sten Jahr erstreikt. Die Laufzeit
des Tarifvertrags wurde von 3
Jahren auf 2 zurück genommen.
Der Abschluss in der Privat-
wirtschaft setzte auch ein Zei-
chen für die anschließende Ta-
rifrunde im öffentlichen Dienst.

Ursel Beck, Köln

Tarifabschluss im öffentlichen Dienst

Opposition gegen
ÖTV-Führung

Am 13.6. handelte die ÖTV-Führung mit den öffentlichen
Arbeitgebern einen faulen Kompromiss in der diesjährigen
Tarifrunde aus - und ignorierte damit das mehrheitliche
Votum der ÖTV-Mitglieder für einen Streik. Wir dokumen-
tieren hier die Presseerklärung des „Netzwerks für eine
kämpferische und demokratische ÖTV“ vom 14.6.2000.
Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses stand das Ergebnis
der Urabstimmung über die Annahme des Tarifabschlusses
noch nicht fest. Eine Stellungnahme der SAV zum Tarifab-
schluss ist bei der Redaktion erhältlich. Das Netzwerk
schreibt:

Das „Netzwerk für eine kämpferische und demokratische
ÖTV“ lehnt das Ergebnis der Tarifrunde 2000 ab und
fordert alle ÖTV-Mitglieder auf in der zweiten Urabstim-
mung mit „NEIN“ zu stimmen.

Die ÖTV-Basis hat sich mit einem Votum von 76,2%
gegen den Schlichterspruch und für Streik entschieden. Der
Versuch durch die Mogelpackung eines angeblich verbes-
serten Ergebnisses das klare Streikvotum außer kraft zu
setzen ist ein bürokratischer Trick von Hauptvorstand und
Verhandlungskommission und sollte von der Mitglied-
schaft zurückgewiesen werden.

Wir widersprechen der Behauptung des ÖTV-Hauptvor-
stands, dass das Ergebnis eine Verbesserung gegenüber
dem Schlichterspruch ist. Schily selbst sagte, dass der Ab-
schluss vom Volumen her dem Schlichterspruch entspreche.
Der Schlichterspruch ist nur anders verpackt:
n Durch die sehr lange Laufzeit von 31 Monaten ist die

Steigerung um 0,2% gegenüber dem Schlichterspruch
dahin. Diese Steigerung reicht nicht mal aus um die
steigende Inflation und die explodierenden Benzinpreise
auszugleichen.

n Für die unteren Lohngruppen bedeuten die 400 Mark
Einmalzahlung für die Monate April bis August eine et-
was stärkere Anhebung gegenüber dem Schlichter-
spruch. Die Arbeitgeber sparen dafür aber gegenüber
einer Prozenterhöhung bei den oberen und älteren Kol-
leginnen enorm ein. Im Jahr 2001 sollten die Löhne nach
dem Schlichterspruch ab 1.4.2001 um 2,2% steigen.
Nach dem jetzigen Abschluss gibt es von April bis Au-
gust 2001 5 Monate lang überhaupt keine Erhöhung,
also noch nicht einmal einen Inflationsausgleich. Und
erst ab September 2001 erfolgt eine Erhöhung um 2,4%.

n Es gibt keine Perspektive für die Angleichung Ost auf
100%. Die Angleichungsstufen sind sogar noch schlech-
ter als im Schlichterspruch.

n das Weihnachtsgeld bleibt eingefroren, d. h. es wird
weiter jährlich weniger.

n Die lange Laufzeit bedeutet ein Stillhalteabkommen mit
der Schröder-Regierung, die in dieser Tarifrunde keine
Provokation ausgelassen hat und die Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes zur Zielscheibe für Kürzungspolitik
nutzt.

n Die ÖTV-Verhandlungskommission hat sich bereit er-
klärt, über die Zusatzversorgung zu verhandeln. Dafür
sind im Tarifvertrag bereits verbindliche Vorgaben ge-
macht, die darauf hinauslaufen, die Defizite der Versor-
gungskassen durch Leistungskürzungen auf die Renten-
empfänger abzuwälzen. Dies ist besonders dreist, denn
die Ebbe in den Versorgungskassen haben die Arbeitge-
ber zu verantworten. Durch Privatisierung und Arbeits-
platzvernichtung sinkt die Zahl der Beitragszahler stän-
dig.

Dieter Janßen, Vertrauensleutesprecher und Mitglied im
Sprecherrat des ÖTV-Netzwerks erklärt dazu:

„Dieser Ausverkauf wurde ohne Not abgeschlossen. Eine
überwältigende Mehrheit der Kolleginnen und Kollegen ist
kampfbereit. Die Spitze unserer Gewerkschaft will sich jetzt
durch eine 25%-Zustimmung eine Legitimation für Streik-
Verhinderung holen. Sie setzt darauf, dass sie mit ihrer
bisherigen Politik und dem neuen Verhandlungsergebnis
jede Hoffnung auf ein besseres Ergebnis durch Streik un-
tergraben hat. Wir müssen ihr einen Strich durch die Rech-
nung machen und mit NEIN stimmen!“

Nach Meinung der ÖTV-Oppositionellen schwächt die
ÖTV-Führung mit ihrer Streik-Sabotage die Gewerkschaft
und provoziert Enttäuschung, Passivität und Austritte. Das
„Netzwerk für eine kämpferische und demokratische ÖTV“
sieht in dem erneuten Ausverkauf von Mai und Co. aber
auch die Chance für den Aufbau einer starken innerge-
werkschaftlichen Opposition. Es ruft alle unzufriedenen
und kämpferischen Kolleginnen und Kollegen auf, einen
organisierten Kampf gegen die ÖTV-Spitze aufzunehmen
und mit zu helfen, die Gewerkschaften wieder zu echten
Kampforganisationen zu machen.

...wir da
unten
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d. R.;
Hermann Lutz, Ex-Vorsitzen-

der der Gewerkschaft der Poli-
zei;

Arno Mahlert, Mitglied der
Geschäftsführung der Verlags-
gruppe Holtzbrinck GmbH;

Lothar de Maizière, letzter
DDR-Ministerpräsident;

Jürgen Schmude, Präses der
Synode der Evangelischen Kir-
che in Deutschland;

Waltraud Schoppe, ehemali-
ge Grüne-Bundestagsabgeord-
nete;

Theo Sommer, Herausgeber
der Wochenzeitung Die Zeit,

Außerdem noch ein Arzt, ein
Theologe, ein Friedensfor-
scher, mehrere Generale au-
ßer Dienst und Politikwissen-
schaftler.

(Quelle: Internetseite Berli-
ner Morgenpost)

Strafgebühren als Trojanisches Pferd?

Sehr interessant, was die Kul-
tusminister der Länder da am
25. 05. 2000 untereinander
ausgemacht haben. Das „Erst-
studium“ wird demnach ge-
bührenfrei bleiben. Ein System
von sogenannten Strafgebüh-
ren jedoch wird eingeführt.

Guido Schönian, Köln

Worum es im Ganzen geht, ist so
einfach zu ersehen, dass es schon
arg armselig klingt, wenn der von
rechten Hochschulgruppen domi-
nierte AStA der Uni zu Köln als
Argument gegen Studiengebühren
vorbringt, dass die Mehreinnahmen
wohl kaum den Hochschulen di-
rekt, als vielmehr den Landeshaus-
halten allgemein zur Verfügung ge-

stellt würden.
Es geht darum - sicherlich - aber

auch noch um ein wenig mehr. Je-
dem, der sich auf den Deal einlässt,
nach einem „ersten berufsqualifizie-
renden Abschluss“, als Humanka-
pital zur Verfügung zu stehen, darf
weiterhin ohne zusätzliche Abgabe
studieren. Dies jedoch nur, so weit
die „Regelstudienzeit“ nicht um

mehr als vier Semester überschrit-
ten wird. Diesbezüglich wirkt der
weiterführende Beschluss, dass
Zweitstudiengänge, die „regulär auf
Erststudien aufbauen“ ebenfalls so
zu sagen gratis zu haben bleiben,
ungewöhnlich offen formuliert.
Man sucht anscheinend nicht mal
mehr zu vertuschen, dass man nur
noch Interesse an marktwirtschaft-
lich lohnenden Strategien hat! Ein-
gestehen, dass so ein Studium teil-
weise wenig mit der späteren Praxis
zu tun haben muss, tun sich die
Oberlehrer aus einer Zwangslage
heraus. Studieren hat eben offen-
sichtlich wenig Bezug zum Berufs-
leben.

Baden-Württemberg ist
Vorreiter

Vorreiter bei diesem widerlichen
Thema, für seine Ausbildung zur
Kasse gebeten zu werden, ist Ba-
den-Württemberg. Das südliche
Bundesland erhebt schließlich
schon längst 1000 DM Strafgebühr
auf jedes Halbjahr, das jenseits der
14-Semester-Grenze liegt. Aber
auch das SPD - regierte Niedersach-
sen und Rheinland-Pfalz gelten als
Spehrspitze im Kampf gegen die
Persönlichkeitsrechte (schließlich

wird hier von oben festgelegt, wann
das persönliche Gut „Zeit“ als
„lang“ definiert werden muss!!).

Wenigstens spricht der Wissen-
schaftsminister des letztgenannten
Bundeslandes und Sozialdemokrat,
Jürgen Zöllner, noch von einem
„Durchbruch“, da „faktische Ge-
bührenfreiheit“ erreicht wurde.
Schade nur, dass das nicht stimmt!

Im Gegenteil: Ein „Konsenspa-
pier der Kultusministerkonferenz“
hat weit größere Tragweite als alles
andere. Auf diesem Wege gelingt es
den Befürwortern von Studienge-
bühren, das Thema zu etablieren,
ohne mit viel bürokratischem Auf-
wand das Hochschulrahmengesetz
(HRG) des Bundes bemühen und
dann ändern zu müssen.

Wir kaufen Euch nicht ab,
was uns gehört!

Was zurzeit teilweise bereits
beschlossen, offensichtlich aber

auf jeden Fall zu befürchten ist,
führt direkt zur Verschärfung
der Zwei-Klassen-Gesellschaft
und zur gesamt-gesellschaftli-
chen Verdummung. Wichtig ist
nur noch, wer oder was profit-
bringend daherkommt. Geistes-
oder gar sozialwissenschaftliche
Inhalte werden als unnütz mit
Füßen getreten.

Jeder Bereich der Gesellschaft
zeigt uns die Fratze des Sy-
stems. Momentan ist die Hoch-
schulpolitik ein leicht zu erken-
nendes Spielfeld des Marktes.

„Wir kaufen Euch nicht ab,
was uns gehört!“ - Unter die-
sem Motto wurde im Juni in
Köln, Stuttgart und Berlin als
Auftakt zu weiteren Protesten
demonstriert. Unterstützt das
Aktionsbündnis gegen Studien-
gebühren! >http://
www.studis.de/abs/

DaimlerChrysler und die
Zukunft der Bundeswehr

Wie soll die Bundeswehr in
Zukunft aussehen und wo soll
sie kämpfen? Um diese Frage
zu beantworten, wurde eine
„Wehrstrukturkommission“
gebildet. Viel wurde über de-
ren Vorschläge gestritten, da-
bei wirft allein ihre Zusammen-
setzung einige Fragen auf:

Georg Kümmel

Dass ein Vorstandsmitglied des
größten deutschen Konzerns,
Daimler-Chrysler, mit von der
Partie ist, ist ja noch verständlich.
Schließlich geht es um die Vertei-
digung „deutsche Interessen“, also
der Interessen der Konzerne.
Praktisch, dass DaimlerChrysler
nicht nur der größte Firmenmogul
in Deutschland ist, sondern gleich-
zeitig auch der größte Rüstungs-
konzern. Vom Kampfbomber
Tornado bis zum Truppentrans-
porter werden von der hauseige-
nen Waffenschmiede die Dinge ge-
liefert, die man für die Kriegsfüh-
rung so braucht. Nicht so direkt
erkennbar ist, wessen Interessen
Frau Agnes Hürland-Bünig
(CDU) vertreten soll. Wir wissen
nämlich nicht, von welchem Kon-
zern sie momentan bezahlt wird.
Bekannt ist aber, dass sie minde-
stens 8,5 Millionen DM „Berater-
honorar“ vom Thyssen-Konzern
erhalten hat, u.a. für ihre Dienste
im Zusammenhang mit Geschäf-
ten um die Leuna-Raffinerie in
Ostdeutschland. Bekannt ist auch,
dass Thyssen ebenfalls groß im
Rüstungsgeschäft  mitmischt.

Spätestens seit dem Krieg gegen
Rest-Jugoslawien vor einem Jahr,
weiß jeder, wie wichtig die Ver-
breitung von Propagandalügen ist,
um an der Heimatfront keinen Är-
ger zu bekommen. Deshalb wun-
dert es nicht weiter, dass mit der
Holtzbrinck GmbH auch die Me-
dienkonzerne vertreten sind.

Bei den meisten anderen Mit-
gliedern der Kommission haben
auch wir mehr Fragen als Ant-
worten: Warum muss zum Bei-
spiel ein 80-jähriger (Weizsäcker)
den Vorsitz führen, statt dass er
endlich seine Rente genießen
kann? Will man sich seine Erfah-
rung als Hauptmann der Wehr-
macht zu nutze machen, also aus
einer Zeit da die deutsche Armee
fast nur „out of area“ Einsätze
hatte? Oder will man sein Anse-
hen unter Teilen der Bevölkerung
als Alt-Bundespräsident nutzen,
um die zukünftigen militaristi-
schen Ziele der Bundeswehr in
einem angenehmeren Licht er-
scheinen zu lassen?

Wozu ist ein Vertreter des
Deutschen Roten Kreuzes in der
Bundeswehrkommission? Weil
das Rote Kreuz über  eine ganz
lange Erfahrung im Einsammeln
von Toten und verstümmelten
Soldaten verfügt? Oder doch nur,
weil das Rote Kreuz groß im Ge-
schäft mit Blutkonserven steckt,
von denen man im Falle eines Fal-
les gar nicht genug haben kann.
Und die Vertreter der beiden gro-
ßen Kirchen? Sollen sie erläutern,
wie man den Soldaten bei ihren
Kampfeinsätzen  die Angst vor
dem Sterben nehmen kann? Oder
sind sie einfach aus Tradition da-
bei, weil sie ihren Segen zu den
Kriegen und Kriegseinsätzen ge-
ben, in denen die Mitmenschen in
anderen Ländern ins Jenseits be-
fördert werden?

Sind diese Fragen zu zynisch?
Wir meinen, zynisch sind  die, die
vom Frieden, von „Krisenbewälti-
gung“ reden und Kriegseinsätze
vorbereiten. Unsere Parole ist die
alte Parole der sozialistischen Ar-
beiterbewegung: Diesem System
keinen Mann und keinen Gro-
schen.

Rechte von Schwulen, Lesben und
Bisexuellen verteidigen!

Im angeblich so offenen und liberalen
Köln kam es in der Nacht vom 20. auf
den 21. April zu einem unglaublichen
Vorgehen der Polizei. In dem Lokal
„Buschwindröschen“ wurde das Ab-
schiedsfest des lesbisch-schwulen Ver-
eins Maria HIV gefeiert. Der Verein wid-
met sich der HIV Prävention und Integra-
tion Aids erkrankter Menschen. Das
friedliche Fest wurde um 2.30 Uhr von
zwei Polizisten gestört.

Diese „Störung“ artete dann in eine
nicht vorstellbare Attacke von gewalt-
samer Demütigung und Beleidigun-
gen aus. Die Gäste wurden geschla-
gen und brutal aus dem Lokal gezerrt.

Dabei fielen Schwulen und Lesben
diskriminierende Sätze, welche nicht
die Berechtigung finden wieder auf-
geführt zu werden. Fünf Personen
wurden dann zum Waidmarkt mitge-
nommen und mußten dort weitere
Brutalitäten über sich ergehen lassen.

So wurde eine Frau damit bedroht,
die männlichen Kollegen dazu zu ho-
len, wenn sie sich nicht freiwillig für
eine Leibesvisitation entkleide. Eine
Andere Frau mußte in T-Shirt und
Unterhose bekleidet die Nacht in der

kalten Zelle verbringen. Das Recht auf
ein Telefonat wurde allen verweigert,
und ein Mann mit einer zugefügten
Kopfverletzung musste zwei Stunden auf
einen Arzt warten.

Dieser gewaltsame und unglaubliche
Einsatz bedarf einer Rechtfertigung der
Polizei. Im Polizeibericht an die Presse
wird sich also schön rausgeredet. Die
beiden Polizisten seien im Lokal festge-
halten und bedrängt worden und mus-
sten deshalb „gerettet“ werden. Gegen
solche eindeutigen Lügen ist man leider
machtlos. Jedoch ist es wichtig sich nicht
entmutigen zu lassen von der Gewalt von
oben, und weiter zu kämpfen für gleiche
Rechte aller Menschen.

Deshalb hier noch mal ein wichtiger
Aufruf zur Teilnahme am diesjährigen
Christopher-Street-Day, kurz CSD ge-
nannt. Dieser Tag erinnert an den legen-
dären Aufstand vom 27. Juni 1969 in der
Christopher Street in New York. Transve-
stiten, Lesben und Schwule setzten sich
erstmals gemeinsam gegen die staatliche
Willkür und die alltäglichen gewaltsamen
Übergriffe der Polizei in der Szene zur
Wehr.

Meike Geißler, Köln

Die Explosion von S.E. Fireworks am 13. Mai in Enschede (Niederlande) kostete 21 Menschen das Leben und fügte 946
Menschen teils schwere Verletzungen zu. Im Umkreis von 500 Metern wurden 450 Häuser und viele Betriebe dem Erdboden
gleichgemacht, der materielle Schaden wird auf umgerechnet 450 Milliarden DM geschätzt. Viele BewohnerInnen des
Stadtteils Mekkelholt verloren ihr gesamtes Hab und Gut und standen von einem Tag auf den anderen vor dem Nichts. Das
Stadtteil sah aus wie nach einer Bombardierung und so haben es die Überlebenden auch empfunden. Johan Kwisthout,
Ratsmitglied der Sozialistischen Partei in Breda und Mitglied der niederländischen Schwesterorganisaion „Offensief“ der SAV
in einer Stellungnahme: „Die Fabrik stand inmitten eines Arbeiterviertels, was für den Stadtrat, der sich nach dem Unglück in
widersprüchlichen Aussagen verstrickte, kein Problem war. Viele (darunter Feuerwehrleute und Stadtratsmitglieder) wussten
noch nicht einmal von der Lebensgefahr in ihrem Stadtteil. Für die nächsten  Jahre sollten dieser Fabrik jedoch, wie auch der
dort ansässigen Brauerei Grolsch die Verträge  nicht verlängert werden („in Kombination mit Wohnviertel nicht zu tragen“).
Dies hing mit Plänen zusammen, Teile von Mekkelholt mit Villen zu bebauen. Dann stellt so eine Fabrik natürlich schon ein
Problem dar; dass Arbeiter neben so einer Zeitbombe wohnen natürlich nicht.
Die kapitalistische Konkurrenz zwingt Unternehmen mitzuhalten im Wettbewerb, auch wenn dabei unverantwortbare Risiken
eingegangen werden. Die bürgerliche Demokratie legt sich dem keinen Millimeter in den Weg. Solange der Profit entscheidet,
werden weitere solcher Unfälle stattfinden.“

Antifaschist
getötet

Am Donnerstag, den 31. Mai kam es
in Eberswalde zu einer Auseinanderset-
zung zwischen einem ca. 35 Jahre alten
einschlägig vorbestraften Neofaschi-
sten und   Falco Lüdke, einem 22jähri-
gen Aktivisten der linken Szene. Nach
Aussage des Krankenhauspersonals
wurde Falco bereits während der Schlä-
gerei schwer verletzt.

Nach Angaben der Eberswalder Anti-
fa wurde der schwer verletze Falco von
dem Faschisten vor ein heranfahrendes
Taxi geworfen, offenbar mit der klaren
Absicht ihn zu töten. Trotz der Beweis-
lage spricht die örtliche Polizei von ei-
nem „unfallartigen“ Vorgang.

Wo solche irreführenden Aussagen
hinführen, die von Staat und Medien
mitgetragen werden, können wir an
dem traurigen Beispiel Eberswalde se-
hen. Dort war bereits 1990 ein Arbeiter
aus Angola von einer Gruppe Neonazis
zu Tode geprügelt worden.

Aus Anlaß des Nazi-Attentats gab es
eine antifaschistische Demo mit meh-
reren hundert TeilnehmerInnen.

Der im Mai 1999 von Vertei-
digungsminister Rudolf Schar-
ping berufenen Wehrstruktur-
kommission - gehören an:

Richard von Weizsäcker, Alt-
Bundespräsident, als Vorsitzen-
der, 1938 - 45 Wehr- und
Kriegsdienst im Potsdamer In-
fanterieregiment 9, letzter
Dienstgrad: Hauptmann;

Christian Bernzen, Vizepräsi-
dent des Zentralkomitees der
Deutschen Katholiken;

Eckhard Cordes, Vorstands-
mitglied Daimler-Chrysler AG;

Agnes Hürland-Büning, ehe-
malige Parlamentarische
Staatssekretärin (Arbeit ruht
wegen Verwicklung in die
CDU-Parteispendenaffäre seit
21. Januar);

Knut Ipsen, Präsident des
Deutschen Roten Kreuzes,
1956 - 59 Wehrdienst, Major

Die Wehrstrukturkommission

2.000 Studierende protestierten am 7. Juni in Köln gegen Studiengebühren
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Gegen Kapitalismus
Gegen Stalinismus
Für Sozialismus

Zum sechzigsten Jahrestag
der Ermordung von
Leo Trotzki

Einzelverkaufspreis 1DM
Beilage der VORAN 216

EXTRA

Im Auftrag Stalins wurde der Revolutionär Leo
Trotzki am 20. August 1940 ermordet. Heute
sind Leben und Werk Trotzkis  weit weniger
bekannt als das der Sozialisten Marx, Engels,
Lenin. Das, obwohl er zweifellos in einer
Reihe mit diesen genialen Theoretikern und
Kämpfern für den Sozialismus steht. Seine
Unterbewertung in der Geschichtsschreibung

befindet sich im krassen Gegensatz zu seiner
führenden Rolle in der sozialistischen Arbei-
terbewegung in der ersten Hälfte des 20.
Jahrhunderts:
Trotzki war anerkannter Arbeiterführer in der
Russischen Revolution 1905 und stand mit
Lenin an der Spitze der Oktoberrevolution
1917 in Russland. (Fortsetzung innen)
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Trotzki war nach Lenins Tod die her-
ausragende revolutionäre Persönlichkeit
seiner Zeit. Mit dieser Charakterisierung
werden keineswegs die großen Verdienste
von hunderttausenden Mitkämpfern der
sozialistischen Arbeiterbewegung ge-
schmälert.

Kapitalismus bedeutet heute weltweit
Armut, Massenarbeitslosigkeit, Umwelt-
zerstörung, Rüstung und Kriege. Die
Herrschenden dieser Welt fürchten zu
recht, dass das Totenglöckchen für dieses
wahnsinnige Profitsystem geläutet hat,
sobald die Menschen eine Alternative zu
diesem System sehen. Deshalb versuchen
sie alles, um die Oktoberrevolution und
die Idee des  Sozialismus zu verleumden.
Sie behaupten, der Stalinismus sei die
logische Fortsetzung der Politik der Bol-
schewiki unter Lenin und Trotzki gewe-
sen. Allein die Tatsache, dass an erster
Stelle die Verteidiger der Ziele der Okto-
berrevolution, die „Trotzkisten“, und am
Ende Trotzki selbst, die Opfer der stali-
nistischen Diktatur wurden, straft diese
Behauptung Lügen.

Trotzkis Bedeutung für die internatio-
nale Arbeiterbewegung entsteht nicht nur
aus der Rolle, die er in der Russischen
Revolution 1917 und im Kampf gegen
die stalinistische Zerstörung der Revolu-
tion spielte. Entscheidend - auch für sei-
ne Aktualität heute - ist Trotzkis Ver-
ständnis des Marxismus als Methode zur
Analyse der gesellschaftlichen Entwick-
lungen von einem internationalistischen
Standpunkt aus. Auf dieser Grundlage
war er in der Lage, Entwicklungen, wie
Stalinismus und Faschismus nicht nur zu
verstehen, sondern auch Perspektiven für
die weiteren Abläufe und damit Hand-

lungsmöglichkeiten für SozialistInnen zu
entwickeln. Dabei  vertraute er auf die
Möglichkeiten der Arbeiter und Jugendli-
chen, der „normalen“ Menschen, sich zu
organisieren, aktiv zu werden, die Gesell-
schaft in ihre Hände zu nehmen und zu
leiten. Dreh- und Angelpunkt seiner Ide-
en war die Selbsttätigkeit der Arbeiter-
klasse, ihre Fähigkeit die Gesellschaft
grundlegend umzugestalten und eine so-
zialistische Demokratie aufzubauen.

Zu seinen hervorragenden theoretischen
Beiträgen gehören seine

·Analyse und Perspektive für den Ver-
lauf der Revolution in einem unterentwik-
kelten Land (Theorie der permanenten
Revolution)

·wissenschaftliche Erklärung für den
Aufstieg Stalins und den Charakter der
Sowjetunion

·Schriften über das Wesen und die Ur-
sachen des Faschismus und wie er be-
kämpft werden kann.

Geboren wurde Trotzki (sein richtiger
Name war Leo Dawidowitsch Bronstein)
am 7. November 1879, (26. Oktober
nach dem alten russischen Kalender), in
der heutigen Ukraine, die damals zu Rus-
sland gehörte. Russland war  - von ein-
zelnen hoch-industrialisierten Zentren
abgesehen - von Großgrundbesitz und
verarmten Bauern geprägt.

Die Permanente Revolution
Weil der Sozialismus die Gesellschafts-

form ist die den Kapitalismus ablösen
soll, erwarteten Marx und Engels, dass
die sozialistische Revolution in einem der
Länder beginnt, in dem der Kapitalismus
am weitesten entwickelt ist. Anfang des
20. Jahrhunderts waren Bürgerliche aber

auch Sozialisten der Meinung, in den
rückständigen, unterentwickelten Län-
dern, in denen noch Adel und Groß-
grundbesitzer herrschten, stünde nur die
klassische bürgerliche Revolution, nicht
aber die sozialistische Revolution auf der
Tagesordnung.

Trotzki erkannte schon vor 1905 die
Unmöglichkeit für halbfeudale Länder
wie Russland sich auf kapitalistischer
Grundlage weiter zu entwickeln, auch
weil die mächtigen imperialistischen Staa-
ten dies verhindern würden. Heute, ein
ganzes Jahrhundert später, haben sich die
„Entwicklungsländer“ dieser Welt noch
immer nicht entwickelt. Stattdessen herr-
schen in ihnen Armut und Hunger: Eine
schlagende Bestätigung dieser Analyse.

Trotzki zog aus seinen Feststellungen
die Schlussfolgerung, dass in einem Land
wie Russland die Revolution nicht bei
den Aufgaben der bürgerlichen Revoluti-
on (Landverteilung, Schaffung eines ein-
heitlichen Nationalstaates, Entmachtung
von Adel und Großgrundbesitz) stehen
bleiben kann, sondern übergehen muss in
eine sozialistische Revolution, in der der
Kapitalismus gestürzt wird (Diesem
Übergang,  der „Permanenz“ der Revolu-
tion, verdankt diese Theorie ihren Na-
men: Permanente Revolution). Diese so-
zialistische Revolution könnte also
durchaus in einem unterentwickelten
Land beginnen, aber nur durch den Sieg
des Sozialismus international vollendet
werden.

1905 kam es in Russland zu einem er-
sten Aufstand gegen das zaristische Re-
gime. Diese Revolution, in deren Verlauf
Trotzki zum Vorsitzenden des Petrogra-
der Arbeiterrates (Sowjet) gewählt wur-
de, war gewissermaßen die Generalprobe
für die Revolution von 1917.

Russische Revolution 1917
Die Februarrevolution 1917 setzte an,

wo die Revolution 1905 aufgehört hatte:
Sie fegte beeindruckend schnell die alte
zaristische Herrschaft beiseite. Aus den
Erfahrungen von 1905 zogen die Arbeite-
rInnen die Schlussfolgerung, im ganzen
Land Sowjets zu errichten. Parallel dazu
bildete sich eine bürgerliche Regierung. In
der Zeit von Februar bis Oktober wurde
deutlich, dass Trotzkis Analyse richtig
gewesen war: Zusammen mit den Bürger-
lichen gelang es nicht, auch nur eines der
grundlegenden Probleme der russischen
Gesellschaft zu lösen: Statt den Krieg zu
beenden, setzten die Bürgerlichen ihre
Hoffnungen in die Zusammenarbeit mit
den imperialistischen Mächten Frank-
reich und Großbritannien im Krieg. Die
drängenden Fragen einer Landreform
wurden aus Rücksichtnahme auf die
Großgrundbesitzer und Adligen verscho-
ben. Dem Hunger der Bevölkerung hatte
diese Regierung nichts entgegen zu set-
zen.

Trotzki, der sich 1917 den Bolschewiki
angeschlossen hatte, nachdem frühere
Meinungsverschiedenheiten mit der Ent-
wicklung der Revolution beseitigt worden
waren, kämpfte nun mit ihnen unter der
Parole „Brot - Friede - Land“ für die
Lösung dieser Fragen. Die Bolschewiki
waren 1917 unter Lenins Führung eben-
falls zu der Schlussfolgerung gekommen,
dass nur die Arbeiterklasse, gestützt auf
die Bauern, diese Aufgaben lösen und
gleichzeitig mit diesem Kampf den Auf-
takt zur sozialistischen Revolution in
West-Europa und weltweit geben könn-
ten.

Unter der Führung der Bolschewiki,
mit Lenin und Trotzki an der Spitze,
eroberte die Arbeiterklasse Russlands in
der  Oktoberrevolution 1917 die Macht.
Die neue Regierung gab das Land der
Großgrundbesitzer an die Bauern und
übertrug die Industrie in die Hände der
Arbeiter.

Trotzki wurde Kommissar für Äußeres
und begann sofort die Friedensverhand-
lungen mit der deutschen Heeresleitung in
Brest-Litowsk.

Weltrevolution
Nach Trotzkis Theorie der Permanen-

ten Revolution und durch die Praxis von
1917 war deutlich geworden, dass die
sozialistische Revolution in einem unter-
entwickelten Land wie Russland begin-
nen konnte. Doch niemand ging damals
davon aus, den Sozialismus in einem
Land, schon gar nicht in einem rückstän-
digen, aufbauen zu können.

So richteten sich die Hoffnungen zur
Verteidigung der Russischen Revolution
in erster Linie in ihre Ausdehnung nach
Europa, in die Entwicklung der Weltrevo-
lution. Die Oktoberrevolution in Rus-
sland hatte den ArbeiterInnen in anderen
Ländern gezeigt, dass es möglich ist, das
verhasste kapitalistische System zu stür-
zen.

Die durch dieses Beispiel entstandene
Bedrohung schockte die Herrschenden in

den kapitalistischen Staaten. Sie schick-
ten Truppen gegen Russland und unter-
stützten mit Geld und Waffen die reak-
tionären Kräfte im Land, die die Herr-
schaft von Großgrundbesitz und Kapita-
lismus wiederherstellen wollten.

Trotzki wurde Leiter der Roten Armee,
die aus dem Nichts aus dem Boden ge-
stampft werden musste, um diesen impe-
rialistischen Truppen etwas entgegen zu
setzen. Das war nur erfolgreich, weil die
ArbeiterInnen und BäuerInnen in Rus-
sland die Erfahrung mit der Oktober-Re-
volution gemacht hatten, weil da etwas
entstanden war, das sich zu verteidigen
lohnte.

Die Russische Revolution trat eine
Welle von Revolutionen los, die ganz Eu-
ropa erfasste. Die deutsche Revolution
1918 und Räte in Ungarn und Österreich
waren Teile dieser Kette. Durch das Feh-
len einer revolutionären Führung gelang
es den Führern von SPD und Gewerk-
schaften immer wieder, sich an die Spitze
dieser Bewegungen zu stellen und einen
Sturz des Kapitalismus zu verhindern.
Nicht aus Mangel an revolutionärem Wil-
len der Arbeiterklasse sondern wegen des
Fehlens einer Partei wie den russischen
Bolschewiki scheiterten diese Revolutio-
nen. Die russische Revolution blieb iso-
liert.

Bürokratisierung
Die Voraussetzungen für die Entwick-

lung einer sozialistischen Gesellschaft ist
die durch die kapitalistische Entwicklung
möglich gewordene Überflussproduktion.
Mit den weltweit vorhandenen Ressour-

cen wäre es möglich, allen Menschen ge-
nügend zu Essen, eine gute Gesundheits-
versorgung, Bildung und materiellen
Wohlstand zugute kommen zu lassen.
Russland 1917 war allerdings von diesem
Zustand des Überflusses weit entfernt.
Im Gegenteil: Nachdem die Hilfe durch
weitere erfolgreiche sozialistische Revo-
lutionen ausblieb, spitzte sich die Lage in
Russland zu. Geschwächt von dreiein-
halb Jahren Weltkrieg und  dem dreijähri-
gen Kampf gegen die  konterrevolutionä-
ren Armeen im Bürgerkrieg, in Kombina-
tion mit  der schon vorher vorhandenen
Rückständigkeit der Wirtschaft, ver-
schlechterten sich die Lebensbedingungen
bis hin zu Hungersnöten und barbari-
schen Zuständen.

Vor dem Hintergrund dieser besonderen
Situation entwickelte sich eine privilegier-
te, parasitäre Bürokratie in der Sowjet-
union. Die Einschränkungen der demo-
kratischen Rechte, die  aus der Not des
Bürgerkrieg heraus gemacht und als vor-
übergehende Maßnahmen gedacht waren,
wurde von dieser sozialen Schicht ze-
mentiert, um die eigene Herrschaft zu
ermöglichen.

Trotzki begann mit Lenin - kurz vor
dessen Tod - den Kampf gegen diese
Form der Konterrevolution in Russland.
Sein wichtigstes Instrument in diesem
Kampf, war eine klare marxistische Ana-
lyse der Entwicklungen in der Sowjetuni-
on:

Marx und Engels hatten eine solche
Entwicklung nicht vorhergesehen. Sie
waren von der Entwicklung des Sozialis-
mus in entwickelten Ländern ausgegan-

Trotzki organisierte die Rote Armee zur Verteidigung der Revolution. Nicht zuletzt durch
zu wecken, so dass die junge Sowjetunion im Krieg gegen die pro-kapitalistischen Angrei

1879: 7. November, Leo Dawidowitsch
Bronstein (Trotzki) wird als Sohn ei-
nes jüdischen Landwirts in der Ukrai-
ne geboren.

1897: L.D. Bronstein gründet mit ande-
ren den „Südrussischen Arbeiter-
bund“

1898: L.D. Bronstein wird wegen seiner
politischen Aktivitäten  verhaftet
und 1899 auf vier Jahre nach Sibirien
verbannt.

1902: L.D. Bronstein flieht und nimmt
auf der Flucht den Namen „Trotzki“
an. Begibt sich auf Lenins Anregung
nach London

1903: Teilnahme am zweiten Kongress
der Russischen Sozialdemokratischen
Arbeiterpartei bei der es zur histori-
schen Spaltung zwischen dem revolu-
tionären und dem reformistischen
Flügeln der russischen Sozialdemo-
kratie, den Bolschewiki und Men-
schewiki, kam. Anfangs auf Seite der
Menschewisten, nimmt Trotzki spä-
ter eine unabhängige Position ein.

1905: Illegale Rückkehr nach Russland.
Vorsitzender des ersten Arbeiterrates
(Sowjet).  Anschließend verhaftet.

1906: Verurteilung und Deportation zu
lebenslanger Verbannung nach Sibiri-
en.

1907: Flucht nach Westeuropa
1907 bis 1914 Aufenthalt hauptsächlich

in Wien, Herausgabe der Arbeiterzei-
tung Prawda, Kriegsberichterstatter
auf dem Balkan, (Trotzki nannte
schon 1909 den Balkan die „Pandora-
Büchse Europas“.

1914 bis 1917 Einer der Hauptinspira-
toren der revolutionären Opposition
gegen den Krieg. Über die Schweiz,
Frankreich (ausgewiesen)

1917: Nach Ausbruch der Februarrevo-
lution in Russland Rückkehr nach
Petrograd, Gegner der neuen bürgerli-
chen Regierung, erneute Verhaftung,
Beitritt zur Partei der Bolschewiki.
In den turbulenten Monaten zwi-
schen April und Oktober/November
übernimmt Trotzki die praktische
Vorbereitung, Organisation und Füh-
rung des Oktoberaufstandes
Unmittelbar nach der Revolution
zum Sowjetkommissar für auswärti-
ge Angelegenheiten gewählt, leitet die
Friedensverhandlungen von Brest-Li-
towsk.

1918 bis 1925 Kriegskommissar, Grün-
der und Führer der Roten Armee

1923: Beginn Kampf gegen Stalin
1927: Ausschluss aus der Kommunisti-

schen Partei
1928: Verbannung nach Sibirien
1929: Gewaltsame Ausweisung aus der

Sowjetunion, Aufenthalt in der Tür-
kei

1933 bis 1936 Abreise aus der Türkei,
Aufenthalte in Frankreich (ausgewie-
sen) und Norwegen (Hausarrest)

1937 Ankunft in Mexiko
1938: IV. Internationale gegründet
1940 21. August Trotzki stirbt an den

Folgen des Attentates vom 20. Au-
gust. 300.000 folgen am 22 August
dem Leichenwagen.

(Fortsetzung von der Vorderseite) Der begeisternde Redner
Trotzki organisierte und mobilisierte die Rote Armee, die
die junge Sowjetunion nach dem Sturz des Kapitalismus
in den darauf folgenden Jahren des Bürgerkrieges erfolg-
reich verteidigte. Trotzki ist der Verfasser der Manifeste der
ersten fünf Kongresse der 1919 gegründeten Kommunisti-
schen (III.) Internationale. Er führte den unversöhnlichen
Kampf der linken Opposition gegen Stalin und die Büro-
kratisierung der Sowjetunion an.

Bereits im Jahre 1923 kämpfte Trotzki gegen die be-
ginnende Bürokratisierung der kommunistischen
Partei:
Hinaus aus der Partei mit dem passiven Gehorsam, der
mechanischen Ausrichtung nach den Vorgesetzten, mit
der Unpersönlichkeit, der Kriecherei und der Karriere-
macherei! Ein Bolschewik ist nicht nur ein Mensch der
Disziplin, nein er ist ein Mensch, der den Dingen auf
den Grund geht und sich in jeder Angelegenheit eine
feste Meinung bildet und sie nicht nur im Kampf gegen
die Feinde, sondern auch in der eigenen Partei mutig
und unabhängig vertritt.“
Trotzki in „Der neue Kurs (Brief an eine Parteiver-
sammlung)“, 8.12.1923
„Die Gefängnisse, die entlegensten Winkel Sibiriens
und Mittelasiens, die sich ständig vermehrenden Kon-
zentrationslager bergen die Blüte der bolschewistischen
Partei, die Standhaftesten und die Treuesten.
Trotzki in „Verratene Revolution“ (1936)
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sich der Kampf um die Gewinnung der
Mehrheit der Arbeiterklasse für revolu-
tionär-sozialistische Ideen entwickelt,
als einzigem Ausweg vor der kapitalisti-
schen Konterrevolution in Gestalt des
Nationalsozialismus entwickelt.

Statt diese Einheit zu organisieren,
vertieften sozialdemokratische und stali-
nistische Führer die Spaltung der Arbei-
terInnen. Die SPD beschimpfte die
KPD als rot-lackierte Nazis, die KPD
antwortete mit der „Sozialfaschismus-
Theorie“. Die Spaltung führte zur Nie-
derlage. Erst in den KZs fanden sich
SozialdemokratInnen, KommunistInnen,
GewerkschafterInnen vereint. Die Ver-
nichtung der AktivistInnen der Arbeiter-
bewegung, der Juden, Sinti und Roma,
Homosexueller und unzähliger anderer
wurde grausameRealität.

Gründung der Vierten
Internationale

Nachdem die kommunistischen Partei-
en weltweit zu reinen Außenstellen
Moskaus geworden waren und ihre Ver-
räterische Rolle besonders beim Sieg des
Faschismus in Deutschland 1933 deut-
lich geworden war, zogen Trotzki und
die MitkämpferInnen der Internationa-
len Linken Opposition die Schlussfolge-
rung, dass eine neue Internationale auf-
gebaut werden müsse, um der Arbeiter-
klasse einen Ausweg aus Kapitalismus
und Stalinismus aufzuzeigen und anzu-
bieten. So entstand 1938 die Vierte In-
ternationale, in deren Tradition das Ko-
mitee für eine Arbeiterinternationale
(KAI) steht. Dessen Mitglied in
Deutschland ist die Sozialistische Alter-
native.

Übergangsprogramm
Die Gründung der Vierten Internationale

beruhte also auf der Erkenntnis, dass so-
wohl sozialdemokratische als auch die
„kommunistischen“, in Wahrheit stalini-
stischen, Parteien zu Hindernissen im
Kampf um eine sozialistische Revolution
geworden waren. Gleichzeitig orientierten
sich aber viele ArbeiterInnen immer noch
an ihnen. Während also die objektiven Be-
dingungen international längst reif für eine
sozialistische Umgestaltung waren, ja so-
gar danach drängten – die Widersprüche
im Kapitalismus trieben auf den zweiten
Weltkrieg zu – war die Arbeiterklasse
nicht auf der Höhe der Zeit. Genauer: „Die
gegenwärtige Krise der menschlichen Kul-
tur ist eine Krise der proletarischen Füh-
rung“  (Trotzki „Übergangsprogramm“,
das Gründungsdokument der Vierten In-
ternationale, 1938)

Daraus ergab sich die strategische Aufga-
be, die sich die Vierte Internationale setz-
te: „Die strategische Aufgabe der näch-
sten Periode besteht darin, den Wider-
spruch zwischen der Reife der objektiven
Voraussetzungen für die Revolution und
der Unreife des Proletariats und seiner
Vorhut (Ratlosigkeit und Entmutigung

gen. Marx schrieb einmal über die Not-
wendigkeit des gesellschaftlich vorhande-
nen Wohlstands: Die „Entwicklung der
Produktivkräfte [=Fabriken, Werkzeuge,
Ausbildungsniveau der ArbeiterInnen ...]
ist auch deswegen eine absolut notwendi-
ge praktische Voraussetzung [für den So-
zialismus], weil ohne sie nur der Mangel
verallgemeinert, also mit der Notdurft
auch der Streit um das Notwendigste
wieder beginnen und die ganze alte Schei-
ße sich herstellen müsste.“

Stalinismus
Trotzki wandte dies auf die Entwick-

lung Russlands an. „Grundlage des büro-
kratischen Kommandos ist die Armut der
Gesellschaft an Konsumgütern mit dem
daraus entstehenden Kampf aller gegen
alle. Wenn genug Waren im Laden sind,
können die Käufer kommen, wann sie
wollen. Wenn die Waren knapp sind,
müssen die Käufer Schlange stehen. Wird
die Schlange sehr lang, muss ein Polizist
für Ordnung sorgen. Das ist der Aus-
gangspunkt für die Macht der Sowjetbü-
rokratie.“ (Trotzki in „Verratene Revolu-
tion“, seinem Hauptwerk über und gegen
die stalinistische Bürokratie). Diejenigen,
die sich über die Gesellschaft erheben,
um den Mangel zu verwalten (die „Poli-
zisten“, die „Ordnung“ schaffen), sorgen

dabei dafür, dass sie nicht zu kurz kom-
men. So entstehen aus einer Mangelsitua-
tion neue Privilegien.

Dabei stützte sich die Bürokratie auf
die sozialen Errungenschaften der Okto-
ber-Revolution: Verstaatlichung der Ban-
ken und Konzerne, der Beginn einer ge-
planten Wirtschaft, der Schutz dieser
Wirtschaft gegenüber den Imperialisten
bzw. dem Weltmarkt durch ein Außen-
handelsmonopol - all dies wurde zu-
nächst nicht angetastet. Denn nur auf
dieser ökonomischen Grundlage war der
Aufbau der sowjetischen Wirtschaft von
einer rückständigen Ökonomie zur späte-
ren Super-Macht möglich. Nur so konn-
ten die Grundlagen gelegt werden, die es
im Zweiten Weltkrieg ermöglichten, den
Angriff des hochgerüsteten Hitler-
Deutschland siegreich zurück zu schla-
gen. Auch wenn die Bürokratie nie be-
sonders weitsichtig war, war für sie
fassbar, dass die Möglichkeit, für sich
Privilegien zu erhalten, von dieser schnel-
len Entwicklung der Wirtschaft abhing.
Andererseits hätte die unmittelbare Wie-
dererrichtung kapitalistischer, halbfeuda-
ler Verhältnisse diese Privilegien bedroht.
Die erste Gefahr bestand für die Bürokra-
tie allerdings im Wiederaufleben der So-
wjets, der Räte. In diesem Sinne brach die
Bürokratie voll und ganz mit den Tradi-
tionen der Oktober-Revolution: Ihre
Macht beruhte auf der Entmachtung und
Entmündigung der Arbeiterklasse. Jede
Form von Arbeiter-Demokratie - in Ge-
werkschaften, Parteien, Streik-Komitees
usw. - war eine unmittelbare Bedrohung
ihrer Macht. Entsprechend brutal ver-
suchten die Stalinisten ihre Herrschaft zu
sichern. Diese Unterdrückung jeglicher
Initiative der ArbeiterInnen führte zu ei-
ner ökonomischen Erstickung der Plan-
wirtschaft durch die Bürokratie und zum
Zusammenbruch der stalinistischen Sy-
steme kaum 70 Jahre später - trotz der
zwischenzeitlich enormen, nur durch die
Planwirtschaft möglich gewordenen Fort-

schritte.
Weil  er wusste, dass eine Planwirt-

schaft ohne Demokratie auf Dauer nicht
lebensfähig ist, charakterisierte Trotzki
die Sowjetunion im historischen Sinn im-
mer als Übergangsregime, für das es nur
zwei Perspektiven geben konnte: Entwe-
der Sturz der Bürokratie durch die sowje-
tische Arbeiterklasse in einer politischen
Revolution, um dann im Rahmen der in-
ternationalen Revolution zum Sozialis-
mus zu kommen, oder aber kapitalisti-
sche Konterrevolution. Vor zehn Jahren
ist letzteres eingetreten, allerdings erst
nachdem mehrere Versuche der politi-
schen Revolution gescheitert waren (sie-
he auch Artikel über  Arbeiteraufstand in
Polen 1980).

Sozialismus in einem Land?
Genauso wie innerhalb der Sowjetunion

die  Bürokratie sich vor der eigenen Ar-
beiterklasse fürchten musste, entwickel-
ten Stalin und seine Helfer eine berechtig-
te Angst vor der Entwicklung der Revo-
lution weltweit. Da für die stalinistische
Bürokratie der eigene Machterhalt das
einzige Ziel war,  verwandelte sie die
Parteien der Kommunistischen Interna-
tionale, gegründet um die Revolution von
Russland aus weltweit weiterzutragen, in
reine Außenagenturen des Kreml. Sie

ordneten ihrem nationalen, russischen In-
teresse die Interessen der internationalen
Arbeiterklasse unter. Dazu proklamierte
Stalin 1926 die „Theorie vom Sozialis-
mus in einem Land“. Ganz offensichtlich
im Gegensatz zu allem, wofür Marx, En-
gels und Lenin eingetreten waren, sollte
es jetzt möglich sein, trotz Rückständig-
keit, Isolation und materiellem Elend in
Russland den Sozialismus aufzubauen.
Diese Theorie diente als „Argumentati-
on“, die Unterdrückung revolutionärer
Bewegungen weltweit zu rechtfertigen,
da sie angeblich den Aufbau des „Sozia-
lismus“ in Russland gefährden
würden.Diese Politik führte bis hin zur
Rechtfertigung des „Hitler-Stalin-Pak-
tes“. Die Stalinisten übernahmen so eine
konterrevolutionäre Rolle in den sich ent-
wickelnden Revolutionen.

Isolation und Rückständigkeit in Rus-
sland waren die Grundlage auch für die
Erschöpfung und Demoralisierung der
russischen ArbeiterInnen und BäuerIn-
nen, die aufopferungsvoll in Revolution
und Bürgerkrieg für ihre Interessen ge-
kämpft hatten. Die durch sozialdemokra-
tische und stalinistische Führer weltweit
verursachten Niederlagen stärkten die
Demoralisierung und damit – paradoxer-
weise – die Machtbasis der Stalinisten.
So endeten die revolutionären Kämpfe
einer ganzen Periode in Niederlagen: „Die
Niederwerfung des bulgarischen Aufstan-
des und der ruhmlose Rückzug der deut-
schen Arbeiterparteien im Jahre 1923,
der Zusammenbruch des estnischen Auf-
standsversuches 1924, die heimtückische
Liquidierung des Generalstreiks in Eng-
land und das unwürdige Verhalten der
polnischen Arbeiterparteien bei Pilsuds-
kis Machtübernahme im Jahre 1926, die
gräßliche Vernichtung der chinesischen
Revolution 1927, später die noch fürch-
terlicheren Niederlagen in Deutschland
(1933) und Österreich (1934), das sind
die historischen Katastrophen, die in den
Sowjetmassen den Glauben an die Welt-

revolution erlöschen ließen und es der
Bürokratie erlaubten, als einziger retten-
der Leuchtturm immer höher aufzura-
gen.“ (Trotzki in „Verratene Revoluti-
on“, 1936)

Linke Opposition für Arbeiter-
Demokratie und Sozialismus

Trotzki organisierte die Linke Opposi-
tion in der Sowjetunion und später die
Internationale Linke Opposition im
Kampf gegen den Stalinismus. Sie boten
den AktivistInnen der Arbeiterbewegung
nicht nur eine marxistische Analyse des
Stalinismus, sondern darauf aufbauend
auch das Programm der politischen Revo-
lution: Um eine sozialistische Gesell-
schaft zu erkämpfen, musste die Büro-
kratie gestürzt werden und die direkte
Ausübung der Macht durch eine Wieder-
einführung der Räte, der Sowjets, wieder
in die Hände der ArbeiterInnen gelangen.
Dazu forderten sie

- jederzeitige Wähl- und Abwählbarkeit
aller FunkrionärInnen und VertreterIn-
nen.

- einen durchschnittlichen Facharbei-
terlohn für alle FunktionärInnen, Beam-
tInnen usw. Ende aller bürokratischen
Privilegien.

- Abschaffung der stehenden Armee
und Ersetzung durch demokratische Ar-
beiter-Milizen.

- für eine demokratische Kontrolle und
Leitung der Betriebe, für die Wiederer-
richtung der Macht der Arbeiter- und
Bauernräte, wie sie im Oktober 1917
geschaffen wurden.

Die faschistische Gefahr
Je tiefer die wirtschaftliche Krise des

Kapitalismus wurde, umso brutaler ver-
suchten die Herrschenden, sich der Be-
drohung durch die Arbeiterbewegung zu
entledigen.

Beginnend mit den Ereignissen in Itali-
en zeichnete sich in Europa eine beson-
dere Form der Konterrevolution ab: der
Faschismus, eine Massenbewegung der
vom sozialen Abstieg bedrohten Klein-
bürger, d.h. der Handwerker, Bauern
und  kleinen Selbständigen.

Nach der Phase von Revolutionen und
Konterrevolutionen nach dem Ersten
Weltkrieg galt für die Herrschenden:
„Die Periode der Halbmaßnahmen ist
vorbei. Um zu versuchen, einen neuen
Ausweg zu finden, muss sich die Bour-
geoisie [Kapitalistenklasse] vollends des
Drucks der Arbeiterorganisationen ent-
ledigen, sie hinwegräumen, zertrüm-
mern, zersplittern. Hier setzt die histori-
sche Funktion des Faschismus ein. Er
bringt jene Klassen auf die Beine, die
sich unmittelbar über das Proletariat er-
heben und fürchten, in dessen Reihen
gestürzt zu werden, organisiert und mi-
litariseirt sie unter Deckung des offiziel-
len Staates mit den Mitteln des Finanz-
kapitals und treibt sie zur Zertrümme-
rung der proletarischen Organisatio-
nen, der revolutionären wie der
gemäßigten.

Der Faschismus ist nicht einfach ein
System von Repression, Gewalttaten,
Polizeiterror. Der Faschismus ist ein
besonderes Staatssystem, begründet auf
der Ausrottung aller Elemente proletari-
scher Demokratie in der bürgerlichen
Gesellschaft. Die Aufgabe des Faschis-
mus besteht nicht allein in der Zerschla-
gung der proletarischen Avantgarde,
sondern auch darin, die ganze Klasse
im Zustand erzwungener Zersplitterung
zu halten. Dazu ist die physische Ausrot-
tung der revolutionären Arbeiterschicht
ungenügend. Es heißt, alle selbständigen
und freiwilligen Organisationen zu zer-
trümmern, alle Stützpunkte des Proleta-
riats zu zerstören und die Ergebnisse
eines dreiviertel Jahrhunderts Arbeit der
Sozialdemokratie und der Gewerkschaf-
ten zu vernichten. Denn auf diese Arbeit
stützt sich in letzter Instanz auch die
Kommunistische Partei.“ (Trotzki,
„Was nun?“ 27.1.1932)

Die Stalinisten aber sahen im Faschis-
mus nur eine weitere Form kapitalisti-
scher Herrschaft und stellten ihn auf
eine Stufe mit anderen bürgerlichen Re-
gimen. So kam es zu der Äußerung, So-
zialdemokratie und Faschismus seien
„Zwillinge“, d.h. eben nur zwei ver-
schiedene Formen bürgerlicher Herr-
schaft, der „Sozialfaschismus-Theorie“.
Diese „Theorie“ verwirrte die Arbeiter-
bewegung: Wenn das eine so schlimm ist
wie das andere, worin liegt dann noch
die Gefahr von Hitlers Aufstieg?

Volksfront führt zur
Niederlage

Nach dem blutigen Scheitern ihrer So-
zialfaschismus- „Theorie“ schwenkten
die Stalinisten um, und forderten eine
„Volksfront“, d.h. die Zusammenarbeit

der Arbeiterorganisationen mit „fort-
schrittlichen“ Bürgerlichen gegen den
Faschismus. Die Folgen dieser Wende
zahlten die ArbeiterInnen im Spanischen
Bürgerkrieg mit ihrer Niederlage. „Die
Arbeiter und Bauern vermögen nur
dann den Sieg zu erringen, wenn sie um
ihre eigene Befreiung kämpfen. Unter-
stellt man unter diesen Umständen das
Proletariat [Arbeiterklasse] der Füh-
rung der Bourgeoisie [Kapitalistenklas-
se], so garantiert man ihm von vorn-
herein eine Niederlage im Bürgerkrieg.“
(Trotzki, „Die spanische Lehre“)

Genauso agierten allerdings in Spanien
die Stalinisten: Aus Rücksicht auf die
Kapitalisten wurden Landbesetzungen
und Betriebsbesetzungen im Bürgerkrieg
zurückgenommen, eine neue Front in
den eigenen Reihen damit eröffnet, Re-
volutionärInnen ermordet, die dagegen
ankämpften. Dies mündete im Sieg
Francos.

Einheitsfront
Gegen „Sozialfaschismus“- und

„Volksfront“-Theorie kämpfte die Inter-
nationale Linke Opposition für eine Ein-
heitsfront der Arbeiterorganisationen.
Auch wenn die sozialdemokratischen
Führer schon damals eine klare Politik
im Interesse des Kapitals machten, so
sahen doch noch viele ArbeiterInnen die
sozialdemokratischen Parteien als ihre
Parteien an. Sie stellten damals die Basis
dieser Organisationen. Ein Wesenszug
des Faschismus lag in seiner existenziel-
len Bedrohung auch für diese Arbeiter-
parteien mit bürgerlicher Führung. D.h.
auch für die sozialdemokratischen Par-
teien bestand ebenso wie für Gewerk-
schaften und Kommunistische Parteien
die Bedrohung und damit die Notwen-
digkeit der Selbstverteidigung gegen die
faschistische Gefahr. Auf dieser Grund-
lage forderte Trotzki die Bildung einer
Einheitsfront: Gemeinsamer Kampf ge-
gen den Faschismus auf der Grundlage
einer scharfen Trennung zwischen den
Organisationen der  Arbeiterklasse auf
der einen  und den Parteien des Kapitals
auf der anderen Seite. Also eine scharfe
Trennung auch gegenüber den bürgerli-
chen Parteien, die aus Angst vor ihrer
eigenen politischen Entmachtung dem
Faschismus ablehnend gegenüberstan-
den. Einem solchen Appell zu einer Ein-
heitsfront aller Arbeiterorganisationen
hätten sich auch sozialdemokratische
Parteien und Gewerkschaften nicht ent-
ziehen können – war die Bedrohung
doch greifbar. Die Dynamik dieses
Bündnisses hätte auf der Grundlage des
Interesses der Arbeiterklasse – ohne fal-
sche Rücksichtnahmen auf die „fort-
schrittlichen“ Bürgerlichen – erfolgen
können. Forderungen zur Verteidigung
der ArbeiterInnen, z.B. eine Entmach-
tung der hinter den Faschisten stehen-
den Kapitalisten, hätten sich recht na-
türlich aus dem gemeinsamen Kampf
heraus entwickelt. Aus dem Kampf aller
Arbeiterorganisationen gegen die unmit-
telbare Bedrohung des Faschismus hätte

Für Trotzki war klar: Der Faschismus ist Ausdruck der
Krise des Kapitalismus. Die unmittelbare Alternative
lautete: Sozialistische Revolution oder neuer Weltkrieg:
„Die Zeit, die bis uns zur nächsten europäischen Kata-
strophe bleibt, ist befristet durch die deutsche Aufrü-
stung. Das ist keine Frage von Monaten, aber auch
keine von Jahrzehnten. Wird Hitler nicht rechtzeitig
durch innerdeutsche Kräfte aufgehalten, so wir Europa
in wenigen Jahren neuerlich in Krieg gestürzt.“
(Trotzki in Porträt des Nationalsozialismus, 1933)

„Die Oktoberrevolution wurde um der Werktätigen und
nicht um der neuen Parasiten willen  durchgeführt.
Aber infolge der Verzögerung der Weltrevolution,
infolge der Erschöpfung  und in starkem Maße der
Rückständigkeit der russischen Arbeiter und besonders
der russischen Bauern erhob sich über die Räterepublik
und gegen ihre Völker eine neue unterdrückende und
parasitäre Kaste, deren Führer Stalin ist. ... Die Räte der
Arbeiter und Bauern sind längst untergegangen. Sie
sind durch entartete Kommissare, Sekretäre und Agen-
ten der GPU ersetzt worden.“
Trotzki in „Brief an die Arbeiter der UdSSR“ (April
1940)

„Andererseits stellen das Offenbarwerden der durch
und durch reaktionären, Verfalls- und Räubernatur des
heutigen Kapitalismus, der Zusammenbruch von De-
mokratie, Reformismus und  Pazifismus, die unauf-
schiebbare und brennende Notwendigkeit für das
Proletariat, den rettenden Ausweg aus dem unabwend-
baren Verderben zu finden, mit neuer Gewalt die
internationale Revolution auf die Tagesordnung. Nur
der Sturz der Bourgeoisie durch das sich erhebende
Proletariat kann die Menschheit vor dem neuen ver-
heerenden Völkermorden bewahren.“
Trotzki in  „Krieg und die IV. Internationale“ (1934)

Lenin und Trotzki bei der Demonstration zum 2. Jahrestag der
Oktoberrevolution

(Fortsetzung umseitig)
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der alten Generation, Unerfahrenheit
der jungen) zu überwinden. Man muss
den Massen im Verlauf ihres täglichen
Kampfes helfen, die Brücke zwischen ih-
rer augenblicklichen Forderungen und
dem sozialistischen Programm der Revo-
lution zu finden. Diese Brücke muss aus
einem System von Übergangsforderun-
gen bestehen, die von den heutigen Be-
dingungen und dem heutigen Bewußt-
sein breiter Schichten der Arbeiterklasse
ausgehen und stets zu ein und demsel-
ben Schluss führen: zur Machterorbe-
rung des Proletariats.“ (Trotzki, „Über-
gangsprogramm“)

Im „Übergangsprogramm“ der Vierten
Internationale wird dies bei wichtigen Fra-
gen aufgezeigt, z.B. dem Kampf gegen
Arbeitslosigkeit durch die Forderung nach
Verteilung der vorhanden Arbeit auf alle
durch Arbeitszeitverkürzung bei vollem
Lohn. Es geht darum, die unmittelbaren
Probleme der Beschäftigten und Jugendli-
chen aufzugreifen und Forderungen zu
entwickeln, die keine Rücksicht auf die
Erfüllbarkeit innerhalb des kapitalisti-
schen System nehmen, sondern im Gegen-
teil die Notwendigkeit der sozialistischen
Umgestaltung der Gesellschaft deutlich
werden lassen.

Für eine sozialistische
Alternative

Trotzkis Analysen und sein Kampf für
den Aufbau einer Arbeiter-Internationale
und eine sozialistische Demokratie mach-
ten ihn zum Feind sowohl der Kapitali-
sten als auch der Stalinisten. Er wurde
immer wieder ausgewiesen und landete
schließlich nach der Türkei, Norwegen
und Frankreich in Mexico. Die stalinisti-
sche Geheimpolizei, GPU, verfolgte ihn
und brachte ihn schließlich um. Doch rich-

tige Ideen und Überzeugungen können
nicht ausgelöscht werden . Kurz vor sei-
ner Ermordung schrieb Trotzki in seinem
politischen Testament:

„Ich sterbe als proletarischer Revolutio-
när, als Marxist, als dialektischer Materia-
list und - folglich - als unversöhnlicher
Atheist. Mein Glaube an die kommunisti-
sche Zukunft der Menschheit hat an Glut
nichts eingebüßt.

Dieser Glaube an den Menschen und
seine Zukunft gibt mir auch jetzt eine
Widerstandskraft, wie sie keine Religion
jemals geben könnte.

Ich sehe den breiten Streifen Grün unter
der Mauer, den klaren, blauen Himmel
darüber und das Sonnenlicht überall. Das
Leben ist schön. Mögen es die kommen-
den Generationen von allem Übel, aller
Unterdrückung, aller Gewalt befreien und
es in vollem Maße genießen.“  n

Polen 1980

Arbeiter greifen nach der Macht
Im Sommer 1980 begann der

größte Arbeiteraufstand in der Ge-
schichte Polens. Was mit vereinzel-
ten Streiks gegen die Erhöhung der
Fleischpreise begann, mündete in
eine allgemeine Erhebung der pol-
nischen Arbeiter gegen das herr-
schende stalinistische Regime.

Ursel Beck, Köln

„Wir Arbeiter müssen uns als Haus-
herren dieser Erde und dieser Betriebe
fühlen, und so werden wir uns fühlen,
und so werden wir arbeiten.“ Mit die-
sen Worten brachte der damalige
Streikführer Lech Walesa Ende August
1980 die Stimmung auf der besetzten
Lenin-Werft in Gdansk/Danzig zum
Ausdruck. Das aus den Vertretern der
bestreikten Danziger Betriebe gebildete
überbetriebliche Streikkomitee stellte
eine Liste von 21 Forderungen auf, zu
denen u.a. gehörten:
n Anerkennung der Gewerkschaftsfrei-

heit
n Garantie des Rechts auf Streik und

Sicherheit für alle Streikenden
n Beachtung der in der polnischen Ver-

fassung garantierten Freiheit der
Meinungsäußerung und Pressefrei-
heit.

schaft. Ohne Zustimmung der spontan
gebildeten Arbeiterkomitees lief in den
Betrieben nichts mehr. Gegen den Wil-
len von Solidarnosc konnte der Staat
kein einziges Dekret erlassen. Die Le-
bensmittelversorgung  wurde zum Teil
von den Arbeiterkomitees selbst orga-
nisiert. Andererseits war die herrschen-
de Bürokratie nicht ganz entmachtet.
Ende November 1981 spitze sich der
Kampf zwischen den in Solidarnosc or-
ganisierten aufständischen Arbeiter auf
der einen Seite und der Bürokratie und
ihrem Staatsapparat auf der anderen,
zu. Die Frage, wer soll die Macht in
der Gesellschaft haben, drängte nach ei-
ner Lösung. Die wirtschaftliche Lage
wurde immer katastrophaler, es kam zu
einer Radikalisierung bei Offiziersschü-
lern und Polizisten und Protestaktio-
nen gegen die Regierung. Gleichzeitig
drohte die stalinistische Führungsclique
mit „Sondervollmachten der Regie-
rung“.

Machtfrage
Auf einer Präsidiumssitzung der Lan-

deskommission der Solidarnosc be-
schloss die Führung unter dem Druck
der radikalisierten Aktivisten, die
Macht im Staat vollends zu überneh-

n Freilassung aller politischen Gefan-
genen.

n Aufhebung der Privilegien des Si-
cherheitsdienstes, der Miliz und des
Parteiapparates, Abschaffung der
Läden für Privilegierte.

n Auswahl der Manager nur aufgrund
ihrer Qualifikation und nicht nach ih-
rer Parteizugehörigkeit

n Garantie automatischer Steigerung
des Grundlohns entsprechend der
Preissteigerungen

n Senkung des Rentenalters für Frauen
auf 50 und für Männer auf 55 Jahre

Solidarnosc
Die herrschende stalinistische Büro-

kratie war absolut machtlos gegen diese
Bewegung. Mit der freien Gewerk-
schaft „Solidarnosc“ hatte die Arbeiter-
klasse die stärkste Organisation ge-
schaffen, die jemals eine Arbeiterklasse
in einem Land hatte. 10 Millionen Ar-
beiter und 3 Millionen Kleinbauern wa-
ren in ihrer organisiert. Aber Solidar-
nosc war mehr als eine Gewerkschaft.
Sie war eine unabhängige Organisation
der Arbeiter, die ein Jahr lang in der
Gesellschaft eine Gegenmacht zu dem
offiziellen Staatsapparat darstellte. Es
war eine Periode von Doppelherr-

men. Ein „Gesellschaftlicher Volks-
wirtschaftsrat“ sollte berufen werden,
der „in etwa die Form einer Provisori-
schen Nationalregierung“ übernehmen
sollte. Zur Verteidigung der Herrschaft
der Arbeiter sollte eine „Arbeiterwehr“
organisiert werden. Die ganze Zeit,
vom Beginn der Bewegung der polni-
schen Arbeiterklasse bis zur Nieder-
schlagung, gab es keinerlei Tendenzen
unter den  Arbeitern, die eine Wieder-
herstellung kapitalistischer Verhältnis-
se befürwortete hätten. Das Vertrauen
der Arbeiterklasse in die Planwirtschaft
wurde bis dahin nicht zuletzt davon
genährt, dass  trotz bürokratischer
Herrschaft seit 1945 große Fortschritte
erzielt worden waren.

Konservative Führung
Lech Walesa, der durch die revolutio-

näre Bewegung an die Spitze von Soli-
darnosc war jedoch nie ein Revolutio-
när.  Sein Beraterkreis bestand aus Kir-
chenfürsten und ängstlichen Akademi-
kern.  Deshalb wurde der Beschluss
zur Machtergreifung auch nicht in die
Tat umgesetzt. Das gab dem Regime
um General Jaruzelski den Spielraum
für den Militärputsch im Dezember
1981. Solange die Bewegung in Polen in
der Offensive war, gab sie der Arbeiter-
klasse weltweit Vertrauen in die eigene
Stärke und Hoffnung auf den Aufbau
einer sozialistischen Demokratie.

Die Niederlage der polnischen Revo-
lution war andererseits ein Wende-
punkt für die Weltgeschichte. Diese
politische  Niederlage der Arbeiterklas-
se in Polen fiel zeitlich zusammen mit
einer tiefen Krise der stalinistischen
Wirtschaft bei anhaltendem Konjunk-
turaufschwung im Westen Ende der
80er Jahre. Es gab in keinem der Länder
Osteuropas eine Kraft, die bewusst das
Programm der politischen Revolution
vertreten hätte. Die Bürokratie in Polen
und Gorbatschow in der Sowjetunion
nutzten die Niederlage von Solidarnosc
und ihre demoralisierende  Wirkung auf
die Arbeiterklasse in Ost und West zur
Wiedereinführung der Marktwirtschaft.
Dabei wurden sie tatkräftig von den
Kapitalisten und ihren Regierungen im
Westen untertützt.

Trotzkis Analyse
Trotzkis Analyse von der Unfähigkeit

des Stalinismus, die Gesellschaft dauer-
haft zu entwickeln und der Notwendig-
keit einer

politischen Revolution, hat sich in der
Nachkriegsgeschichte voll bestätigt. Po-
len 1980 war nur ein weiteres Glied in
einer ganzen Kette von  Aufständen und
Revolutionen gegen die Diktatur der sta-
linistischen Bürokratien in den  Staaten
Osteuropas: 1953 in der DDR, 1956 in
Ungarn und Polen, 1968 in der CSSR
und wiederum in Polen 1970/71 und
1976. In diesem Prozess kamen die Ar-
beiter immer wieder von sich aus auf
Trotzkis Programm der politischen Re-
volution – Entmachtung der Bürokratie
und Aufbau einer Arbeiterdemokratie –
zurück. Sie kamen nicht durch das Stu-
dium von Trotzkis Schriften zu diesem
Programm. Trotzki-Bücher waren über-
all verboten. Es war die eigene Erfahrung
mit der stalinistischen Diktatur und das
Vertrauen in die Fähigkeit, Wirtschaft
und Gesellschaft demokratisch  organi-
sieren zu können, die Trotzkis Pro-
gramm für die politische Revolution im-
mer wieder zum Kampfprogramm der
Arbeiter in Osteuropa machte. Sie setz-
ten diese Programmpunkte in den Pha-
sen von Revolution und Doppelherr-
schaft teilweise bereits in die Praxis um.
Die Bewegungen scheiterten aber an
Mangel an einer organisierten, revolutio-
nären  Führung. Einer Führung, die ent-
schlossen gewesen wäre, den Weg der
politischen Revolution bis zu Ende zu
gehen und die alte stalinistische Büro-
kratie vollständig zu entmachten.

Die Wiederherstellung des Kapitalis-
mus in den Ländern Osteuropas hat sich
als eine Katastrophe ohne Ende erwie-
sen. Der Kampf für eine sozialistische
Demokratie, in dessen Dienst Trotzki
sein ganzes Leben gestellt hatte, ist heu-
te aktueller denn je.

n

Zehn Millionen Arbeiter und drei Millionen Kleinbauern waren in der freien Gewerkschaft Solidarnosc organisiert

Trotzki in seinem Arbeitszimmer im türkischen Exil

(Fortsetzung von der Innenseite)
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Debatte über China

Von Mao zum Markt
Folgender Leserbrief von A.
Wosniwurde uns zu dem Artikel “50
Jahre: Chinesische Revolution“
(VORAN, Nr. 209) zugesandt:

Werte GenossInnen,
In dem Artikel über die chinesische

Revolution hebt ihr die großen wirt-
schaftlichen Erfolge unter Mao hervor.
In der in Hongkong erscheinenden
„October Review“ wird hingegen dar-
auf hingewiesen, dass offiziellen Stati-
stiken zufolge Chinas BIP von 67, 9
Milliarden Yüan 1952 auf 7.955, 3 Mil-
liarden Yüan 1998 wuchs, dass das
Wachstum zwischen 1952 und 1978
aber nur vervierfacht worden sei, bis
1987 noch einmal verdoppelt und
dann in den folgenden 11 Jahren mehr
als versechsfacht worden sei. Die Erfol-
ge scheinen also eher auf die „freie
Marktwirtschaft“ zurück zu führen zu
sein, die inzwischen natürlich auch ihre
Schwächen offenbart hat. Mein Ein-
druck ist, dass ihr im völligen Gegen-
satz zum theoretischen Erbe Trotzkis ei-
nem stalinistischen also konterrevolu-
tionärem Regime, das überdies nicht
aus einer proletarischen Revolution
hervorgegangen ist und deswegen kei-
nerlei Entwicklungstendenzen in Rich-
tung Sozialismus in sich bergen konn-
te, zuviel Kredit gebt.

Da die im Leserbrief aufgeworfenen
Fragen von großer Bedeutung sind,
widmen wir diesem Thema einen aus-
führlichen Artikel.

Das Institut der deutschen Wirtschaft
Köln spricht von Wachstumsraten in China,
die im Jahresschnitt 1990-1997 bei 10, 3
Prozent lagen und in den letzten Jahren auf
1998 8,8% und 1999 7,8% zurückgegangen
sind. Die offiziellen Zahlen müssen jedoch
mit Vorsicht genossen werden. Das „Asien
Wall Street Journal“ warnt vor Fälschungen
und meint, dass seitdem von Peking ein
Wachstum von 8% „verlangt“ wird, es kei-
ne Provinz mehr wagt, niedrigere Zahlen zu
vermelden.

Die Neue Züricher Zeitung betrachtet
Chinas wirtschaftliche Situation mit Skep-
sis: „Selbst das Statistische Zentralamt gibt
heute zu, dass die von den Provinzbüros
gelieferten Daten grotesk übertrieben waren
und dass man sich auf ein offizielles Wachs-
tum von 7,1% „einigte“. Selbst dies ist
wahrscheinlich stark übertrieben. Verlässli-
che, aber seltener publizierte Indikatoren
wie die Fixed-Asset-Investitionen, die um
die Hälfte zurückgingen, oder die Lagerbe-
stände im Warenmarkt sprechen eine andere
Sprache. Rawski (China-Spezialist und Pro-
fessor) glaubt daher, dass auch 1999 das
reale Wachstum unter 5% lag. Dieses Resul-
tat wäre für eine Industrienation erfreulich,
scheint aber für ein Entwicklungsland wie
China, das von einer weit niedrigeren Basis
ausgeht, bedenklich, vor allem, wenn man
bedenkt, dass etwa die Hälfte des Wachs-
tums von staatlichen Infrastrukturprogram-
men kommt, die größtenteils als marktfern
einzustufen sind.“ (NZZ, 02.06.2000)

Marktwirtschaft hat der
Menschheit nichts zu bieten

Für die Mehrheit der ChinesInnen bedeu-
ten die Veränderungen der letzten 20 Jahre,
vom Fegefeuer in die Hölle gekommen zu
sein. Die massive Zerstörung von Arbeits-
plätzen heißt für Millionen den Verlust von
sozialer Absicherung, von Wohnungen, Ge-
sundheitsversorgung und Altersversorgung.
Das Recht auf Bildung besteht theoretisch,
ist aber praktisch vom Geldbeutel der El-
tern abhängig. Die Analphabetenquote, die
zwischenzeitlich auf 5% gesenkt werden
konnte, liegt heute bei 16-20 Prozent. Kin-
derarbeit und Prostitution ist weit verbrei-
tet. Auf dem Lande wird das Überleben
immer schwieriger, die Menschen flüchten
in Scharen in die Städte. Ausländische und
private Firmen bieten keinerlei Soziallei-
stungen, geschweige denn demokratische
Rechte, dafür aber vorkapitalistische Ar-
beitsbedingungen und Löhne oft unter
zwanzig Dollar im Monat. Die alten Büro-
kraten sind zu Managern und Privatunter-
nehmern mutiert, die um sich greifende Kor-
ruption ist nicht zu stoppen. Die Luft- und
Wasserverschmutzung nimmt bedrohliche

Ausmaße an, Seuchen und Krankheiten aus
der Zeit vor 1949 treten wieder auf.

Maos Stalinismus bot sicherlich eine der
schlimmsten Karrikaturen des „Sozialis-
mus“. Der realexistierende Kapitalismus be-
weist jedoch, dass er für die Bevölkerung
noch mehr Horror bedeutet.

Kim Opgenoorth

Zahlen und Quellenangaben, die nicht näher
ausgeführt sind, stammen von der Bundeszentrale
für politische Bildung und dem  „Aktuell 2000“
bzw. der betreffenden Jahrgänge

Die wirtschaftliche Lage Chinas ist jeden-
falls alles andere als einheitlich, gesund und
stabil zu bezeichnen. Während in den alten
Industriestädten Fabrikschließungen und
Massenentlassungen auf der Tagesordnung
stehen, gibt es Sonderwirtschaftszonen
(SWZ), in denen das Wirtschaftswachstum
drei- oder viermal so hoch liegt wie im Lan-
desdurchschnitt. Dort herrschen paradiesi-
sche Steuerverhältnisse für internationale
Unternehmen. Für Arbeitnehmer wurden
moderne Sklavenverhältnisse eingeführt.
Die wirtschaftliche Kluft ist so groß, dass
zum Beispiel die Stadt Shenzhen, die zu
den ersten SWZ gehörte, mit einem 4 Meter
hohen Metallzaun vom übrigen chinesi-
schen Staatsgebiet abgetrennt ist.

Viel Staat in Chinas
Marktwirtschaft

 Die Wirtschaftszahlen sind unsicher. Si-
cher in China sind jedoch wachsende Ar-
mut, Massenarbeitslosigkeit und steigende
Ungleichheit. Von Erfolgen der „freien
Marktwirtschaft“ ist auch deswegen
schwer zu sprechen, da die chinesische
Marktwirtschaft so frei und neoliberal gar
nicht ist. Gewisse Erfolge sind gerade dar-
auf zurück zu führen, dass es hier immer
noch einen sehr hohen staatlichen Anteil an
der Gesamtwirtschaft gibt und darauf, dass
China kein klassisch kapitalistisches Land
ist.

Die chinesische KP-Regierung ist Anfang
der 90er Jahre beim Anblick des Zusam-
menbruchs der Ex-UdSSR bezüglich des-
marktwirtschaftlichen Kurses in die Brem-
sen gestiegen. Hätten die „freien Kräfte des
Marktes“ sofort vollkommen freies Spiel
bekommen, hätten die Verwüstungen größe-
re Ausmaße als in der UdSSR annehmen
können. Dort hat die Restauration der
Marktwirtschaft zu einem totalen Zusam-
menbruch der Wirtschaft geführt. 10 Jahre
nach der Öffnung ist keine Erholung in
Sicht.

Die chinesische KP-Regierung schreckt
heute noch aus Angst vor sozialen Unruhen
vor selbstgesteckten Privatisierungs-Zielen
zurück. Täglich gibt es Protestmärsche,
Streiks und Fabrikbesetzungen von Arbei-
tern und Arbeiterinnen, Studierenden und
Arbeitslosen. Bis heute konnte  durch bru-
tale Unterdrückungsmethoden der Aufbau
von national vernetzten, demokratischen
Organisationen verhindert werden. Die
Angst vor breit organisiertem Widerstand
lässt die Herrschenden jedoch zaudern.

Der Staat subventioniert die Produktion
von Kohle-, Erdgas-, Kunstdünger- und der
Getreideverarbeitungsindustrie. Die enorm
hohen Staatsausgaben ließen das Haushalts-
defizit 1999 um 56% auf rund 17 Milliar-
den US-Dollar steigen. Aus privatwirt-
schaftlicher Sicht hätten bis zu 34 Millio-
nen Arbeitskräfte im Staatssektor längst
entlassen werden müssen. Mit dem Eintritt
in die WHO (Welthandelsorganisation) wird
der radikale Umbau der Wirtschaft nun for-
ciert. Die Liberalisierung der Telekommuni-
kation, der Finanzmärkte und des Agrar-
markts wird vorangetrieben. Die Zölle auf
importierte Agrarprodukte werden dra-
stisch herabgesetzt, sämtliche Export-Sub-
ventionen werden gestrichen. Dies wird die
Lebensbedingungen der chinesischen Mas-
sen rapide verschlechtern. Ein wirtschaftli-
cher Zusammenbruch ähnlich wie in Indo-
nesien ist nicht auszuschließen.

Keine Sekunde Sozialismus in
China

Selbstverständlich handelte es sich in
China nach 1949 nicht um ein sozialisti-
sches Land oder um eines, welches sich in
Richtung Sozialismus entwickelte. Der Ar-
tikel in der VORAN Nr. 209 erklärt deut-
lich: „Das System in China war in keiner
Sekunde sozialistisch. Es gab keine Arbei-
terdemokratie, keine demokratische Kon-
trolle, keinen Internationalismus. Die Ver-
staatlichungen wurden von oben herab, mit
bürokratischen Mitteln vollzogen. Die Ar-
beiterklasse hatte keinen Anteil an diesem
Prozess. Mao installierte nach 1949 einen
bürokratischen Staat mit zentralisierter
Kommandowirtschaft. Er fing dort an, wo
Stalin aufgehört hatte. Dennoch wurden
zunächst auf Grundlage der Planwirtschaft
enorme wirtschaftliche Erfolge erzielt.“

In den stalinistischen Staaten herrschte
eine Bürokratie, die über der Bevölkerung
schwebte und durch repressive Mittel ihre
Privilegien zu sichern suchte. Trotzkis
Umgang mit der UdSSR, welche allen spä-

teren stalinistischen  Staaten zum Vorbild
diente, bestand darin, die undemokrati-
schen Herrschaftsmethoden bis aufs äußer-
ste zu bekämpfen, gleichzeitig aber die
wirtschaftlichen Erfolge gegenüber der ka-
pitalistischen Marktwirtschaft zu verteidi-
gen und aufzuzeigen, was bei einer demo-
kratischen, von Arbeiterräten geführten
Planwirtschaft möglich wäre.

Planung contra Anarchie
Marktwirtschaft bedeutet auf wirtschaft-

lichem Gebiet Anarchie und Chaos. Profite
zählen mehr als gesellschaftliche Fort-
schritte und verhindern diese. Produkte
werden auf den Markt geworfen, in der
Hoffnung, diese zu verkaufen. Umwelt-
und soziale Auflagen werden im großen

Stil missachtet. Der Kampf um Rohstoffe
und Märkte endet in Krieg. Marktwirt-
schaft heißt Reichtum und Macht für eini-
ge wenige, Verwüstung und Zerstörung für
die Mehrheit der Menschen und für die
Natur. Innerhalb eines kapitalistischen
Multi-Konzerns wird die Planung (selbst
über Ländergrenzen hinweg) als selbstver-
ständlich angesehen, außerhalb des Betrie-
bes soll dann unsinnigerweise der Markt
entscheiden. Auch die kapitalistische
Kriegs-Planwirtschaft im ersten und zwei-
ten Weltkrieg hat in kürzester Zeit die für
die Kriegsproduktion gesteckten Ziele er-
reicht. Aufgrund der Überlegenheit einer
geplanten Wirtschaft können, selbst mit
einer konterrevolutionären, vollkommen
unfähigen Bürokratie an der Spitze, höhere
Wirtschaftserfolge als in der Marktwirt-
schaft erreicht werden. Dies schließt natür-
lich nicht aus, dass die Bürokratie zur ab-
soluten  Bremse der Produktion werden
kann oder durch Misswirtschaft, Diktatur
und Repression die erreichten Erfolge zu-
nichte machen kann. (siehe Kasten:
Machtkämpfe)

Genau dies war der Fall in den ehemali-
gen Ostblockstaaten, dies führte zum Nie-
dergang der Produktion und zum Sturz der
Bürokratie Ende der 80er Jahre. In China
wurden schon von 1978 an weitgehende
marktwirtschaftliche Reformen eingeführt.

Im Gegensatz zur Marktwirtschaft in In-
dien, welches 1949 ein vergleichbares Ni-
veau hatte, hat die zentralisierte, verstaat-
lichte Planwirtschaft in China die Industrie
nach 1949 jedoch zunächst aufbauen und
um große Schritte nach vorne bringen kön-
nen. Trotz der katastrophalen Misswirt-
schaft der Bürokratie hat der Stalinismus
für die breite Masse der Bevölkerung eine
Hebung der kulturellen und ökonomischen
Verhältnisse bedeutet.  In Indien hat sich
der Lebensstandard in den ersten 20 Jahren
um 20% verringert, während er sich in Chi-
na um 130% erhöht hatte, die chinesische
Lebenserwartung war 1980 mit 60-75 Jah-
ren doppelt so hoch wie die in Indien. In
den letzten zwei Generationen ist sogar die
durchschnittliche Körpergröße um 3 Zoll
(7,5 cm) zurückgegangen.

 Rückzug
Nach 22 Jahren militärischer Be-

satzung haben die Israelischen
Verteidigungskräfte (Israeli De-
fence Forces, IDF) endgültig den
Libanon verlassen. Während der
Besetzung wurden zehntausende
libanesische Zivilisten getötet und
hunderttausende zu Flüchtlingen.

Eine der effizientesten und best-
bewaffneten  Streitkräfte der Welt
– die IDF – wurde von einer isla-
mischen Freiwilligen-Guerilla von
etwa 5.000 Mann besiegt.

Die Unterstützung für die Hiz-
bollah wuchs, weil viele Libanesen
sie als die einzigen Leute ansahen,
die gegen die verhassten Besat-
zungskräfte Widerstand leisteten.
Als Folge dieser Unterstützung
konnte Hizbollah blitzartige Über-
fälle organisieren.  Die IDF-Besat-
zung wurde in Israel auch zuneh-
mend unpopulär. Viele Israelis aus
der Arbeiterklasse sahen es als
blutigen Morast für Wehrpflichti-
ge, der Israels nördliche Städte
Hizbollah-Angriffen aussetzte.

Die israelische Regierung wollte
einen geordneten Rückzug im
Rahmen von Friedensverhandlun-
gen mit Syrien, doch am Ende
mussten die IDF innerhalb von 48
Stunden abrücken und regelrecht
die Flucht ergreifen. Die arabi-
schen Massen, vor allem in den
von Israel besetzten Gebieten, fei-
erten diesen Rückzug als großen
Sieg und fühlen sich ermutigt, für
einen eigenen Staat zu kämpfen.
Allerdings wird das religiös-reak-
tionäre Regime die sozialen Pro-
bleme der Massen im Libanon
nicht lösen.

Lehrerstreik
 Seit Februar sind 27.000 Lehre-

rInnen in der Westbank im Streik
und fordern die Umsetzung des
Dienstleistungsgesetzes und de-
mokratische Wahlen zur LehrerIn-
nengewerkschaft. Das von Arafat
1998 gebilligte Dienstleistungsge-
setz erhöhte das Lehrergehalt auf
2.000 NIS im Monat. Es wurde in
Gaza umgesetzt, aber nicht in der
Westbank. Tatsächlich erhielten
palästinensische LehrerInnen dort
dieses Gehalt nur für einen Monat
und wurden danach wieder auf
den ursprünglichen Hungerlohn
(350$) gesenkt. Die Palästinenser-
behörde gab die Finanzlage als
Entschuldigung an.

Der Streik wird gegenwärtig aus-
gesetzt,  wegen der kürzlichen Er-
hebung der PalästinenserInnen ge-
gen die israelische Armee, bei der
es sechs Tote und 1.000 Verletzte
gab. Im Februar demonstrierten
Tausende SchülerInnen gegen die
Entlassung streikender LehrerIn-
nen. Wenn auf die Forderungen
nicht eingegangen wird, soll der
Streik am Beginn des neuen Schul-
jahrs im September wieder aufge-
nommen werden. Zwei der Streik-
führerInnen, Omar Sharouf und
Omar Assaf,  wurden während
dem Streik verhaftet und werden
immer noch grundlos festgehalten.

Generalstreik
Am 10. Mai streikten mehr als

vier Millionen Arbeiter in Südafri-
ka. Nach sechs Jahren der „Demo-
kratie“ in Südafrika verdient die
Hälfte der Bevölkerung heute we-
niger als zu Zeiten der Apartheid.
Die Hälfte aller Schulen bekommt
keinen Strom, hunderttausende
Obdachlose wohnen in Zeltlagern.
Statt der versprochenen 30 Pro-
zent Landesverteilung hat die Re-
gierung nur 2 verteilt. 300.000 Ar-
beitsplätze im Bergbau und
170.000 im öffentlichen Dienst
wurden abgebaut.  Noch ist der
Gewerkschaftsverband COSATU
mit dem ANC, der Regierungspar-
tei, in einer Allianz. Die Gewerk-
schaftsführer haben lange ver-
sucht, ihre Mitglieder ruhig zu
stellen, aber die Provokationen der
Regierung gegen die Arbeiter hat
diese in den Widerstand getrieben.

n

Marktwirtschaft:
Desaster für Frauen
in China

Frauen sind die ersten Opfer der
Massenentlassungen. Seit der Ein-
führung des Schulgeldes bekom-
men viele Mädchen auf dem Lande
gar keine Ausbildung mehr. Frauen
sind wieder zur Ware geworden:
Prostitution und Frauenhandel flo-
rieren. „Auch wenn es nicht perfekt
war, gab es im Sozialismus zumin-
dest eine berufliche Gleichberechti-
gung“ klagt die Journalistin Dai
Quing. Nach 1949 wurden von
den Kommunisten frauenfeindliche
Traditionen, wie das Abbinden und
Brechen der Füße, verboten. Chi-
nesinnen durften zum ersten Mal
in der Geschichte ihren Ehemann
selbst auswählen und Universitä-
ten besuchen. Heute können viele
die Zustände nicht mehr ertragen:
jeden Tag nehmen sich 500 Frauen
das Leben. Dies ist die höchste
Rate von Selbstmörderinnen welt-
weit, mehr als jeder zweite weibli-
che Selbstmord (56%) passiert in
China.
(Quelle: Kölner Stadtanzeiger,
6. Juni 00)

Bürokratische
Planwirtschaft:
Machtkämpfe
erwürgen Wirtschaft

Die Kämpfe um Machterhaltung
innerhalb der chinesischen Büro-
kratenclique machten Fortschritte
der Planwirtschaft immer wieder
zunichte. Unter Mao´s „Großer
Sprung vorwärts“ (1958-1960),
sollten alle ChinesInnen blindlings
Stahl produzieren, egal wie und zu
welcher Qualität. Die fehlenden
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft
führten zu  Hungersnöten mit 40
Millionen Todesopfern (nach heu-
tigen Angaben der KPCh).  1962
war der Stand der Produktion in
der Schwerindustrie auf den Stand
1957 zurückgefallen. Die „große
Kulturrevolution“ in  den späten
60ern, die vorrangig zur Festigung
der Machtposition Maos diente,
brachte lokale und überregionale
Wirtschafts- und Regierungsgremi-
en zum Erliegen und führte zu
massiven Einbrüchen in der Wirt-
schaft.

Zweimal Shenzhen: Oben Skyline, unten Behausung von Wanderarbeitern
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Arbeit für Alle

★★★★★ Öffentliche Investitionen und Neueinstellun-
gen in den Bereichen Umweltschutz, Bus und
Bahn, Wohnen, Kindergärten, Bildung und
Ausbildung, Gesundheitswesen, Altenpflege.
Finanzierung  mit den Milliardengewinnen der
Banken und Konzerne und den Geldern die sich
in den Taschen der Superreichen befinden.
★★★★★ Verteilung der Arbeit auf Alle
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich
★★★★★ Qualifizierte Ausbildung für jede/n und
unbefristete Übernahme im erlernten Beruf
★★★★★ Mindestsicherung (Mindestlohn, Mindestren-
te) von 2000 DM netto
★★★★★ Gleicher Lohn in Ost und West
★★★★★ Rücknahme aller Sozialabbau- und Kürzungs-
maßnahmen der Kohl-Regierung und der SPD/
Grünen Koalition
★★★★★ Nein zu Privatisierungen
★★★★★ Für ein öffentliches, kostenloses Gesund-
heitswesen

Frauen

★★★★★ Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
★★★★★ Weg mit dem Paragraph 218
★★★★★ Kostenlose Kinderbetreuung ab dem 1. bis
zum 13. Lebenjahr

Umweltschutz

★★★★★ Sofortige Stillegung aller Atomkraftwerke
und Stopp von umweltzerstörender Produktion,
Ersatzarbeitsplätze für die Beschäftigten
★★★★★ Ausbau des öffentlichen Verkehrs

Bezahlbare Wohnungen

★★★★★ Öffentliches Wohnungsbauprogramm von
einer Million Wohnungen pro Jahr
★★★★★ Verbot von Maklertätigkeit, kostenlose
kommunale Wohnungsvermittlung

Wofür wir kämpfen:
Gegen staatlichen Rassismus

★★★★★ Weg mit den Ausländergesetzen
★★★★★ Wahlrecht und gleiche Rechte für alle in
Deutschland lebenden Menschen
★★★★★ Keine Abschiebungen

Keinen Fußbreit den Nazis

★★★★★ Mobilisierung zur Verhinderung aller Nazi-
Aktivitäten

Abrüstung jetzt

★★★★★ Gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr
★★★★★ Stop von Rüstungsexporten
★★★★★ Umstellung der Rüstungsindustrie auf zivile
Produktion

Für kämpferische und demokratische
Gewerkschaften

★★★★★ Nein zu Lohnverzicht, nein zu Bündnissen
und runden Tischen mit Unternehmern und
Regierung
★★★★★ Funktionäre dürfen nicht mehr verdienen
als einen durchschnittlichen Facharbeiterlohn

Nein zum Europa des Kapitals
★★★★★ Gemeinsamer internationaler Kampf gegen
Sozialabbau
★★★★★ Nein zum „Euro“, nein zur Europäischen
Währungsunion

Für eine sozialistische Demokratie
★★★★★ Überführung der Banken, Konzerne,
Versicherungen in Gemeineigentum.
★★★★★ Demokratische Kontrolle und Verwaltung
durch die arbeitende Bevölkerung
★★★★★ Keine überbezahlten und korrupten
Manager und Bürokraten in Wirtschaft und
Verwaltung. Demokratische Wahl aller
Personen in Leitungsfunktionen.
★★★★★ Statt Produktion für den Profit – Produktion
für die Bedürfnisse der Menschen

Schröder/Fischer-Regierung auf die Masse der
Bevölkerung abgewälzt. Sozialabbau und Priva-
tisierungen auf der einen Seite und Steuerge-
schenke an die Unternehmer auf der anderen
Seite sind auch nach dem Regierungswechsel an
der Tagesordnung geblieben. Einen Politikwech-
sel hat es nach dem Regierungswechsel nicht
gegeben. Neu ist nur, dass Deutschland wieder
Kriege führt. Die PDS wird ihrem Anspruch so-
zialistische Opposition zu sein nicht gerecht. Sie
nutzt ihre Unterstützung unter ArbeiterInnen,
Arbeitslosen und Jugendlichen nicht, um außer-
parlamentarischen Widerstand zu organisieren.
Stattdessen hat sie auf Kommunal- und auf
Länderebene begonnen, Privatisierungen und
Kürzungen mitzutragen. Die PDS akzeptiert die
Marktwirtschaft und damit auch die Folgen der
Krise der Marktwirtschaft für die Masse der
Bevölkerung.

Um den Kapitalismus abzuschaffen und durch
eine sozialistische Demokratie zu ersetzen, be-
darf es einer revolutionären, sozialistischen
Massenpartei. Die SAV baut eine solche Partei
auf.

Heute hat die Arbeiterklasse keine Massen-
partei, die ihre politische Vertretung darstellt.
Eine neue Massenpartei von ArbeiterInnen und
Jugendlichen wäre ein großer Fortschritt, selbst
wenn diese kein konsequentes sozialistisches
Programm vertreten würde. Sie würde Massen
von ArbeiterInnen und Jugendlichen die Mög-
lichkeit geben, sich von den bürgerlichen Partei-
en unabhängig zu organisieren und für ihre In-
teressen einzutreten. Die SAV tritt in jeder Si-
tuation für die Einheit der Arbeiterklasse in der
Aktion ein und wird Ansätze zu neuen, breiten
Arbeiterparteien unterstützen.

Die SAV verbindet den Kampf um Verbesse-
rungen mit dem Kampf für eine sozialistische
Gesellschaft.

Sozialismus
Bei planmäßigem und sinnvollem Einsatz von

Wissenschaft und Technik wäre es möglich, al-
len Menschen ein menschenwürdiges Leben zu
garantieren. Das Übel muß an der Wurzel ge-
packt werden, der Kapitalismus gehört abge-
schafft. Es gibt eine Alternative zu dem heuti-
gen System. Die Alternative ist Sozialismus, eine
Gesellschaft ohne Armut, Ausbeutung und Un-
terdrückung.  Sozialismus braucht Demokratie,
wie der Körper Sauerstoff. Wir wollen weder
die Diktatur einer Bürokratie, wie früher im
Osten,  noch die Diktatur der Konzerne und
Banken.

Die großen Konzerne, Banken und Versi-
cherungen müssen enteignet, in Gemeinei-
gentum überführt und unter demokratische
Kontrolle gestellt werden. Wir brauchen
eine geplante Wirtschaft in der die Bedürf-
nisse der Mehrheit der Menschen entschei-
den und nicht die Profite einiger Weniger.

Fast jede/r macht sich Sorgen um die Zu-
kunft. Kein Zufall, denn mit der Marktwirt-
schaft geht es abwärts. Die Krise der Welt-
wirtschaft weitet sich aus. Die sozialen Folgen
sind noch nicht abzusehen. Arbeitslosigkeit und
Sozialabbau haben sich schon im Aufschwung
verschlimmert. Weltweit finden Hunger, Elend
und Kriege täglich neue Opfer. Die Zerstörung
der Umwelt schreitet fort. All das hat System
und das System heißt Kapitalismus.

Großkonzerne und Banken treffen ihre Ent-
scheidungen nach  Profitinteressen. Eine Minder-
heit besitzt die Fabriken, Banken, Immobilien
und verfügt über den gesamten Reichtum.
Weltweit besitzen 358 Milliardäre fast soviel wie
50 Prozent der Weltbevölkerung an Einkommen
haben. Die Marktwirtschaft bietet keine Zu-
kunft.

Widerstand
 Wir organisieren Gegenwehr gegen Arbeits-

platz- und Sozialabbau, Umweltzerstörung, ge-
gen die Diskriminierung von Frauen, gegen Ras-
sismus und Neonazis. Wir sind aktiv in Gewerk-
schaften, Betrieben, Schulen, Hochschulen und
Stadtteilen. Die SAV tritt für kämpferische und
demokratische Gewerkschaften ein. Wir beteili-
gen uns am Aufbau von innergewerkschaftli-
chen Oppositionsgruppen und anderen Zusam-
menschlüssen von kritischen und kämpferischen
KollegInnen.

SAV
Die Sozialistische Alternative (SAV) wurde

1994 um die sozialistische Zeitung VORAN ge-
gründet. Gründungsmitglieder waren aktive An-
tifaschistInnen,  kritische Gewerkschafter-   In-
nen,  JungsozialistInnen, linke SPD und PDS-
Mitglieder. Die SAV ist demokratisch aufgebaut.
Wir setzen uns in der Arbeiterbewegung dafür
ein, daß gewählte Vertreter nicht mehr verdie-
nen, als einen durchschnittlicher Arbeitnehmer-
lohn. Dieses Prinzip setzen wir bei uns selber um.

Solidarität
Um an der Macht zu bleiben, müssen die Herr-

schenden versuchen, die Massen der arbeiten-
den Bevölkerung gegeneinander auszuspielen.
Gemeinsamer Widerstand ist notwendig: Arbei-
tende, Arbeitslose,  Ausländer-  Innen und Deut-
sche, Frauen und Männer, jung und alt. Der
Kapitalismus ist international, der Kampf dage-
gen auch. Die SAV hat sich mit sozialistischen
Organisationen und Parteien aus über 30 Län-
dern im „Komitee für eine Arbeiterinternationa-
le“ zusammengeschlossen um den Kampf über
Ländergrenzen hinweg organisieren zu können.

Neue sozialistische Arbeiterpartei
Die SPD/Grünen-Bundesregierung hat unter

Beweis gestellt, dass sie die Macht und die Herr-
schaft der banken und Konzerne nicht in Frage
stellt, sondern ihre Politik nach den Interessen
der Reichen und Superreichen ausrichtet. Die
Krise der Marktwirtschaft wird auch unter der

Was will die ?

Siegen
Mittwochs, 19 Uhr im Nordafri-
kanischen Verein, Frankfurter
Str. 82, Nähe Löhrtor, Infos:
Tel.: (0271) 51 291

Stuttgart
Mittwochs, 19.30 Uhr, Jugend-
haus Mitte, Hohe Str. 9, Infos
unter Tel.: (07 11) 242442

Sonstige
Kontakt zu folgenden Städten
über die SAV-Bundeszentrale,
Tel.: (030) 24723804: Cottbus,
Darmstadt, Duisburg, Essen und
Frankfurt/Main

Aachen
OG Ost: Dienstags, 19 Uhr, Sedan
Eck, Adalbertsteinweg 233
OG Nord: Mittwochs, 19 Uhr, Se-
dan-Eck, Adalbertsteinweg 233
OG West: Mittwochs, 19 Uhr,
Cafe Mundo, Welt-Haus, An der
Schanz 1
OG Mitte/Süd: Mi. 19 Uhr, Ché-
Haus, Pontstraße 41
Infos unter Tel. (0241) 508685
im SAV-Büro

Berlin
OG Treptow-Köpenick: Mitt-
wochs 19 Uhr, Selbsthilfezen-
trum, Fennstr. 31, S-Bahnhof
Schöneweide
OG Prenzlauer Berg: Montags 19
Uhr, „Kiez-Club“, Jablonskistr.
26, S-Bahn Prenzlauer Allee
Infos unter Tel. (030) 4408429
im SAV-Büro

Bremen
Dienstags, 19 Uhr, Jugendfreizeit-
zentrum Friesenstr. 110.
Infos:Tel. (0421) / 5 57 68 97, e-
mail: savbremen@nord-com.net

Bremerhaven
Infos unter Tel. (030)24723802
bei der SAV-Bundeszentrale

Dresden
Infos unter Tel. (030) 24723802
bei der SAV-Bundeszentrale

Freiburg
Sonntags, 18 Uhr, SAV-Büro,
Krozinger Str. 58. Infos unter
(0761) 4 16 32 oder www.SAV-
Freiburg-Online.de

Hamburg
Montags, 19 Uhr, „Kölibri“,
Hein-Köllisch-Platz (S-Bahn
Reeperbahn). e-mail:
savhamburg@gmx.de
10. 07. Thema: Wer war Leo
Trotzki?

Kassel
Montags, 19 Uhr, Kulturzentrum
Schlachthof, Mombachstr. 12,
Infos unter: (0561) 9223522

Kiel
Infos unter Tel. (030) 24723804
bei der SAV-Bundeszentrale

Köln
OG Innenstadt: Dienstags, 20
Uhr Allerweltshaus, Körnerstr.
77-79
OG Kalk: Donnerstag 19.30 Uhr,
„Humboldt-Eck“, Kantstr./Ecke
Wiersbergstraße,  U-Bahn Kalk
Kapelle. Infos unter Tel.
(0221) 8306381

Rostock
OG Rostock: Donnerstags, 19 00
Uhr, SAV-Büro, Augustenstraße
92 (Eingang über Grüner Weg),
Infos unter Tel. (0381)
4996590 im SAV-Büro

Sozialistische Alternative – Ortsgruppen

In eigener Sache
Urlaubsbedingt erscheint

die VORAN im Sommer im-
mer mit einer Doppelnum-
mer. Weil wir in diesem Jahr
zusätzlich den Umzug der
Redaktion nach Berlin be-
werkstelligen mussten, be-
trägt die Laufzeit dieser Aus-
gabe zweieinhalb Monate.
Statt zwölf durchgehenden
Seiten hat die VORAN dies-
mal acht Seiten und eine vier-
seitige Beilage. Deshalb fin-
den sich einige Themen nicht
an der gewohnten Stelle. Die
nächste VORAN erscheint
am 1. September. Redakti-
onsschluss für diese Ausga-
be war der 14. Juni 2000.

Buchbesprechung
„Die Russische Revolution 1917“

Kein anderes Ereignis hat
das Gesicht der Welt so ge-
prägt, wie die Russische Re-
volution. Zum ersten Mal in
der Geschichte haben die un-
terdrückten Menschen in ei-
nem Land die alte, verkom-
mene Regierung verjagt und
haben sich eine neue Regie-
rung aus ihren eigenen Rei-
hen gegeben.

Angeführt von der Kommu-
nistischen Partei wollte die
Mehrheit der Arbeiterklasse
den Sozialismus erkämpfen.
Eine genaue Kenntnis vom
Ablauf der Russischen Revo-

lution ist daher für jeden, der
sich mit revolutionären Ideen
auseinandersetzt, unerläs-
slich.

Wolfram Kleins Buch ist ein
hervorragender Einstieg in
dieses Thema. In moderner
Sprache werden alle relevan-
ten Fragen, die im Zusam-
menhang mit der Russischen
Revolution aufgeworfen wer-
den, beantwortet. Der Autor
reiht nicht einfach die Ereig-
nisse in chronologischer
Form aneinander. Er führt
den Leser gekonnt zurück an
den Anfang des zwanzigsten
Jahrhunderts nach Russland.
Es gelingt ihm, nicht nur In-
formationen zu vermitteln,
sondern dem Leser auch ein
Gefühl für die Situation der
Menschen in dieser Epoche
zu geben.

An keiner Stelle versucht der
Autor, den Eindruck zu erwek-
ken, er ginge unparteiisch an
die Thematik heran. Wolfram

Klein schreibt von Standpunkt
der heutigen Sozialisten. Sein
Buch enthält daher auch pole-
mische Seitenhiebe gegen die
naiv-untertänige bürgerliche
Geschichtsschreibung sowie
gegen diejenigen Linken, die
auch heute noch der Meinung
sind, Stalin sei der legitime
Nachfolger Lenins und habe
den Sozialismus in der Sowjet-
union verwirklicht.

Selbstverständlich kann ein
Buch von einhundert Seiten
nicht die Lektüre der klassi-
schen Literatur zu diesem
Thema ersetzen. In dieser

Form, mit zahlreichen Bildern,
einer Zeittafel, einem reichhal-
tigen Glossar und einer Aus-
wahl von Kommentaren der
deutschen Revolutionärin
Rosa Luxemburg im Anhang,
ist dieses Buch die beste Ein-
führung in die Geschichte der
Russischen Revolution.

Johannes Bauer, Köln

Wolfram Klein, Die Russische
Revolution 1917, ca. 100
Seiten, DM 10,- plus Porto,
zu beziehen über die
Redaktion

ANZEIGE
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Platz-da für Nix-da-Kampagne!
In Bremen demonstrierten am 30.

Mai über 500 Jugendliche gegen
die Kürzungen im Jugendetat. Die
Spitze des Demozugs bildete das
Transparent des „NIX-DA!“ Bünd-
nis, das die Proteste organisiert hat-
te.

Dahinter folgten  Sargträger, die die
Bremer Jugend symbolisch zu Grabe
trugen. Die Demo war aber kein

zungspolitik und Marktwirtschaft zu-
sammen gehören. Der Redner betonte
die Wichtigkeit des gemeinsamen
Kampfes aller Betroffenen und rief zu
einem bremenweiten Jugend- Streiktag
auf.

„Die Demo ist ein voller Erfolg!“ sag-
te Simon von der SAV. „Jetzt zahlt
sich aus, dass wir viel Arbeit reinge-
steckt haben. Wir sind jede Woche mit
Sesseln, einem Kicker und Musik an
verschiedenen Orten in der Stadt aufge-
taucht und haben ein „obdachloses
Freizi“ aufgebaut. Dort haben wir Un-
terschriften gesammelt und Flugblätter
verteilt. - Eine gute Möglichkeit, um
Jugendliche für NIX-DA! zu interes-
sieren. Wir haben  an Schulen und auf
Treffen der Gewerkschaftsjugend gere-
det. Besonders stolz bin ich darauf,
dass wir uns in einem so breiten Bünd-
nis wie dem „NIX-DA!“ mit unseren
Aktionsvorschlägen durchsetzen konn-
ten, obwohl einige Gruppen im Bünd-
nis oft pessimistisch waren.“ NIX-
DA! hat inzwischen über 4.000 Unter-
schriften gegen die Kürzungen gesam-
melt. Als nächstes ist die Besetzung
des Jugendhilfeausschuss geplant.

n

Schweigemarsch. „Eins, zwei, drei und
vier, gegen Kürzungen kämpfen wir..!“
riefen die TeilnehmerInnen.  Dann wie-
der ein Pfeifkonzert oder Musik. Zum
Schluss wurde auf dem Marktplatz ein
riesiger Flickenteppich aus den Logos
von 27 NIX-DA-Einrichtungen und
Gruppen zusammengenäht.

Die SAV erhielt viel Applaus für ihre
Rede, in der sie erklärte, dass Kür-

„Schavan, Schavan, wir bleiben stur, wir wollen kein schlechteres
Abitur“ . Mit lautstarken Rufen machten 250 Stuttgarter SchülerInnen
aus größtenteils 8ten und 9ten Klassen ihrem Ärger Luft. Ihr Protest
Mitte Mai richtete sich  gegen die Verschärfung des Abiturs und die
Einführung eines fünften Prüfungsfaches. Der Stuttgarter
SchülerInnenrat macht seit Wochen mobil und wird von der SAV-
Stuttgart tatkräftig unterstützt. Für den 16. Juni war eine landesweite
Demonstration gegen die Pläne des Kultusministeriums in Baden-
Württemberg angesetzt.

Kein Fußbreit den Faschisten
Ein breites Bündnis von der Auto-

nomen Antifa bis hin zu den Ge-
werkschaftenhatte für den 4.Juni
unter dem Motto „Faschismus ist
keine Meinung, sondern ein Verbre-
chen“ zu einer Demonstration ge-
gen einen Naziaufmarsch in Ham-
burg aufgerufen. Ca. 3.000 Antifa-
schistInnen, darunter auch die Ham-
burger SAV-Mitglieder, konnten die
Nazis erfolgreich an einem Marsch
durch das linke „Schanzenviertel“
hindern.

Ein Mitglied der SAV erklärte in sei-
ner Rede, dass der Kampf gegen Ras-
sismus auch immer mit dem Kampf ge-
gen Sozialabbau verbunden sein muss.
Von einem großen Polizeiaufgebot ge-
schützt, konnten 200 Nazis jedoch ab-

seits ihrer geplanten Route marschie-
ren. Mitte Mai organisierte die SAV in
Hamburg-Harburg gemeinsam mit ande-
ren antifaschistischen Gruppen eine
„Woche gegen Rassismus und Faschis-
mus“. Spontan demonstrierten 60 An-
tifaschisten am Ende dieser Woche ge-
gen das verstärkte Auftreten von Nazis
in Hamburg-Harburg. Anlass war der
Anschlag von Nazis auf das Freizeit-
zentrum in der Nöldekestraße Mitt-
woch-Nacht. Diese hatten den Jugend-
treff mit Nazi-Parolen und Plakaten be-
schmiert und eine Veranstaltung be-
droht. Bei den Antifa-Aktionen und
ihren weiteren Aktivitäten (u.a. den
Protesten gegen die Einführung von
Studiengebühren) konnte die SAV
Hamburg 100 Exemplare der letzten
Ausgabe der VORAN verkaufen.      n

Kein Preis für Krieg –
Kein Preis für Clinton

Demokratie und der Menschenrechte in
Europa“. Zudem werde er - heißt es in
der Begründung des Direktoriums der
Gesellschaft für die Verleihung des
Karlspreises - „für sein mutiges Ein-
schreiten - auch unter Einsatz militäri-
scher Mittel - zur Erhaltung von Re-
geln und ethischen Normen sowie der
Herrschaft des Rechts“ ausgezeichnet.

Bill Clinton hat gemeinsam mit den an-

Unter diesem Motto trafen sich am
2. .Juni 250 Aachener Bürger, um ge-
gen die Karlspreisverleihung an Bill
Clinton zu protestieren.

Bill Clinton erhält den Karlspreis
„wegen seiner besonderen persönlichen
Verdienste in der Zusammenarbeit mit
den europäischen Staaten, für die Be-
wahrung des Friedens, der Freiheit, der

Spendet für die SAV!
Berlin wird immer mehr zur Hauptstadt des Widerstands. Berlin ist die Schnitt-

stelle zwischen Ost und West und der Ort, an dem sich die politischen Entwick-
lungen in der Linken am schnellsten niederschlagen werden. All das sind wichtige
Gründe, den Sitz der Leitung einer sozialistischen Partei in diese Stadt zu verlegen.
Der SAV-Bundesvorstand ist sich sicher, dass mit diesem Umzug auch der Aufbau
der Sozialistischen Alternative in Ostdeutschland beschleunigt wird.

Ein solcher Umzug ist mit erheblichen Kosten verbunden. Deshalb haben wir den
Berlin-Fonds mit einem Ziel von 25.000 DM bis Ende Juni aufgelegt. Neben den
reinen Umzugskosten werden wir einen Teil des Geldes  in die Verbesserung der
technischen Ausstattung der, jetzt größeren, Bundeszentrale investieren. Einen
anderen Teil des gespendeten Geldes werden wir auch zur Unterstützung der
Arbeit des Komitees für eine Arbeiterinternationale, der internationalen Organisa-
tion der die SAV angeschlossen ist, verwenden. Eine Spende von 1000 DM an
unsere nigerianische Schwesterpartei Demokratische Sozialistische Bewegung
(DSM) hat unsere MitstreiterInnen dort schon erreicht.

Bei Redaktionsschluss Mitte Juni war bereits die Summe von 21.897 Mark
eingegangen. Wir bedanken uns bei allen, die zu diesem tollen (vorläufigen) Ergeb-
nis beigetragen haben. Alle Mitglieder und UnterstützerInnen, die  noch nicht
gespendet haben, sollten jetzt ihre Spende überweisen oder bei ihrer SAV-Orts-
gruppe abgeben. Nach dem Umzug geht die Arbeit der SAV natürlich weiter und
kostet auch weiter Geld. Spendet großzügig für die SAV:

Konto-Nr. 2500 59 430 Postbank Essen
BLZ 360 100 43

deren führenden Regierungschefs der EU
im letzten Jahr Krieg gegen Jugoslawien
geführt. Ein Krieg, der angeblich aus hu-
manitären Gründen geführt wurde, um
das „Elend der Menschen im Kosova zu
lindern“. Wenn man nach einem Jahr Bi-
lanz zieht, dann sieht man ein zerbomb-
tes Kosova und Serbien, aber keinerlei
Verbesserung der sozialen Lage auf dem
Balkan und erst recht kein friedliches Zu-
sammenleben von Kosovaren und Ser-
ben.

Es ist allerdings kein Wunder, dass ein
Kriegstreiber wie Bill Clinton einen Preis
verliehen bekommt, wenn man sich an-
guckt, was der Karlspreis für eine Insti-
tution ist. Gegründet wurde er von dem
ehemaligen Nazi Kurt Pfeiffer. Pfeiffer
war erst Mitglied der NSDAP und wurde
später einer der Mitbegründer der Aache-
ner CDU. Im Vorstand des Karlpreises
sitzen zum Beispiel Helmut Werner,
Vorsitzender des Aufsichtsrates Expo
2000; Dr. h.c. Friedel Neuber, Vorsitzen-
der des Vorstandes der Westdeutschen
Landesbank Girozentrale. Das sind Men-
schen, die mit unserem Leben wenig zu
tun haben. Sie sind im Gegenteil verant-
wortlich für sich verschärfende soziale
Probleme in Deutschland und haben
wohl kaum plötzlich ein Interesse am
Schicksal anderer Menschen.

Das nahm die SAV-Aachen als Grund,
um mit anderen wütenden Leuten zu de-
monstrieren. Ca. 50 Leute marschierten
durch die Aachener Innenstadt, um ihren
Protest kund zu tun. Es war zwar eine
kleine Demo und es wäre besser gewe-
sen, wenn sich mehr zusammen gefunden
hätten, aber es war wichtig, daß sich die
Herrschenden nicht feiern konnten, ohne
dass dagegen protestiert wurde. An der
anschließenden Kundgebung eines breiten
Anti-Clinton Bündnisses nahmen 250
Leute teil.

Jenni Wörl, Aachen

Die Bundeszentrale der SAV und die VORAN-Redaktion sind
umgezogen. Ab dem 26. 6. 2000 sind wir erreichbar unter:

NEUE ADRESSE

Sozialistische Alternative, Littenstr. 106/107, 10179 Berlin
NEUE TELEFONNUMMER

Telefon: 030-24723802
NEUE FAX-NUMMER

Fax 030-24723804

NEUE e-mail-ADRESSE

e-mail: savbund@t-online.de
UNSERE HOMEPAGE

www.sav-online.de

Der Kampf ist international
Die SAV ist Mitglied im „Komitee für eine Arbeiterinternationale“
(KAI, engl. CWI – Committee for a Workers` International). Das
KAI setzt sich für die internationale Einheit der Arbeiter ein und
organisiert grenzüberschreitende Gegenwehr und Solidarität.
Ziel ist die weltweite Abschaffung des kapitalistischen Profitsy-
stems und der Aufbau einer Föderation
sozialistischer Demokratien. Das KAI hat
Mitgliedsorganisationen in über 30
Ländern auf allen Kontinenten.

Adresse: CWI, PO Box 3688,
London E11 1YE, GB
Tel.: 0044 20 8988 8777
Fax : 0044 20 8988 8774
E-Mail: inter@dircon.co.uk
website: www. worldsocialist-cwi.org

Wir sind umgezogen

Das Transparent der SAV veranschaulicht Clintons
„Einigungsbemühungen“ mit Jagdbombern

Demo des NIX-DA-Bundnisses gegen Kürzungen im Jugendbereich
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(030) 24 72 38 02
Anrufen, Informieren, Mitmachen

Faschismus ist keine Meinung,
sondern ein Verbrechen

NPD stoppen!
Mitte Februar diesen Jahres

zog die Bundeszentrale der
Nazi-Partei NPD, (National-
demokratische Partei
Deutschland), in die Seelen-
binder Straße 42 in Berlin-
Köpenick. Seit sie sich mit ih-
rem Hauptquartier in Köpe-
nick eingenistet hat, vergeht
kaum eine Woche, in der die
NPD keine Aufmärsche in
Berlin oder Brandenburg an-
meldet.

Immer wieder sind Mitglieder
der NPD an Überfällen und At-
tentaten beteiligt.

Rüdiger Klaasen (ehemaliger
Kreisvorsitzender der NPD-Ha-
genow) wurde 1994 wegen ver-
suchten Mordes zu 3 ½ Jahren
Gefängnis verurteilt, nachdem er
zusammen mit dem Landesvor-
sitzenden Heinrich Förster 1992
zu einem Angriff auf ein Asyl-
bewerberheim angestiftet hatte.
Manfred Roeder, der 1998 Bun-
destagskandidat für die NPD
war, wurde 1982 zu 13 Jahren
Gefängnis verurteilt. Er hatte
die „Deutsche Aktionsgruppe“
gegründet, die für einen Brand-
anschlag auf ein Asylbewerber-
heim verantwortlich ist, bei dem
zwei vietnamesische Flüchtlinge
getötet wurden.

Wie die NPD stoppen?
Die NPD und andere Nazi-

Parteien sind immer noch eine
kleine Minderheit. Die Faschi-
sten können durch eine Massen-
mobilisierung durch Gewerk-
schaften, Antifa-Organisationen
und linke Parteien gestoppt
werden. In Göttingen beispiels-
weise ist es solch einem Bünd-
nis mehrfach gelungen, Naziauf-
märsche zu verhindern.

Die Mobilisierung gegen Nazis
muss Hand in Hand damit ge-
hen, die Scheinargumente der
Faschisten zu entlarven, die Be-
völkerung über ihre wahren Ab-
sichten aufzuklären und deren
sozialer Demagogie echte Lö-
sungen zur Abschaffung von
Armut und Arbeitslosigkeit ent-
gegen zu setzen. Nicht die Men-
schen im Asylbewerberheim ne-
benan nehmen den Menschen
die Arbeitsplätze weg, sondern
die Bosse in den Konzerneta-
gen.

Die etablierten Parteien schaf-
fen mit ihrer Politik des sozialen
Kahlschlags und rassistischer
Gesetzgebung den Nährboden
für die Faschisten. Kampf gegen
Faschismus heißt deshalb auch
Kampf gegen Sozialabbau und

gegen jede Form von Diskrimi-
nierung. Die letzte Ursache für
Massenarbeitslosigkeit, Kür-
zungspolitik und dem Wiederer-
starken der Faschisten ist die
Krise des kapitalistischen Sy-
stems. Konsequenter Antifa-
schismus muss logischerweise
auch konsequenter Antikapita-
lismus sein.

Demonstration gegen
die NPD-Zentrale

Die SAV  setzt sich innerhalb
der Gewerkschaften und der
Linken für möglichst breiten
Widerstand gegen die Nazis ein
und ergreift gleichzeitig selbst
die Initiative. Sie versucht mit
Infoständen über die Gefahren
der NPD aufzuklären und plant
zusammen mit JRE (Jugend ge-
gen Rassismus in Europa) eine
Demonstration gegen die NPD-
Zentrale mit möglichst bundes-
weitem Charakter im Herbst
diesen Jahres.

Weitere Infos für alle, die
sich an der Mobilisierung
und der Demo beteiligen
wollen, gibt es unter Tel.:
030-4408429.

Geschichte der NPD
Die 1964 in Hannover gegründete NPD

gehört zu den ältesten Nazi-Parteien im
Nachkriegs-Deutschland. Mitte bis Ende
der 60er Jahre setzte die NPD hauptsäch-
lich auf das Antreten bei Wahlen und
konnte einige Erfolge verbuchen, bei den
Landtagswahlen 1968 in Baden-Württem-
berg erreichten sie sogar 9,8 Prozent. Doch
nachdem sie bei den Bundestagswahlen
1969 knapp an der 5-Prozent-Hürde, und
somit ihrer Wahlstrategie scheiterten, folg-
te ein Tief für die Partei und sie verlor Ende
der 80er fast gänzlich an Bedeutung.

Sammelbecken
Unter ihrem neuen Vorsitzenden Günther

Deckert fand auf dem Parteitag 1991 der
Wandel von der „Wahl- zur Kampfpartei“
statt und verhalf der NPD aus der Versen-
kung. Die NPD entwickelte sich zur Kader-
partei und arbeitete offen mit militanten
Faschisten, wie der HJ-Nachfolgeorganisa-
tion „Wiking Jugend“, zusammen. Nach
den Massendemonstrationen gegen faschi-
stische Übergriffe, Mitte der 90er Jahre,
folgte eine Reihe von Verboten von Neo-
naziorganisationen. Die mittlerweile 6.000
Mitglieder starke NPD wurde zum Sammel-
becken für die rechte Szene. Mitglieder und

zum Teil ganze Landesverbände von FAP,
Wiking-Jugend oder dem Verein „Die Na-
tionalen“ entschieden sich für den Gang in
die NPD. Viele sitzen heute in führenden
Positionen und bilden in der JN (Jugendor-
ganisation der NPD) Kader aus.

So kandidierten zum Beispiel bekannte
Neonazis wie Bela Ewald Althans (GdNF-
Gesinnungsgemeinschaft der Neuen Front),
Sascha Rossmüller (Nationaler Block) oder
Stefan Hintze, Nationalistische Front (NF)
auf NPD-Listen. Ex-Bundesführer der Wi-
king-Jugend, Wolfgang Narath, wurde Bun-
desvorstandsmitglied der NPD.

In den letzten Jahren setzte die NPD ver-
stärkt auf Aufmärsche wie 1997 gegen die
Wehrmachtsausstellung, wo allein in Mün-
chen zwischen 5.000 und 6.000 Neonazis
demonstrierten oder am 27. Mai diesen Jah-
res, an dem 4.000 Faschisten durch Passau
zogen. Dabei arbeitet die NPD vermehrt mit
militanten Kameradschaften zusammen, die
für einschüchternde Präsenz auf der Straße
sorgen sollen.

Die NPD ist keine Partei wie jede andere.
Sie ist ihrer Ideologie, ihrer Politik und ihren
Methoden nach eine eindeutig faschistische
Partei.

JA, ich möchte
VORAN abonnieren:

❒ zehn Ausgaben zu 25 DM
❒ ein Förderabo mit einer monatl. Spende von ___ DM
bezahlen
❒ zusätzlich ___ Exemplare zum Weiterverkaufen

Name Telefon

Adresse

Infos: 030-24723802
Mach mit bei der SAV
Ich möchte ...
❍  ... weitere Informationen über die SAV
❍  ... Mitglied der SAV werden

Name, Telefon

Adresse

Einsenden an: Sozialistische Alternative, Littenstr. 106/107, 10179
Berlin,  Telefon: 030-24723802, Fax 030-24723804, e-mail:
savbund@t-online.de


